Deutfche Steuer-Jeitung 
Wirtfchaftlicher Beobachter 


hierausgeber Fritz Reinhardt 


Tahrgang XXVIÄll 


Induftrieverlag Spaet h [linde 


A. Oktober 1939 


nummer 42 


Berlin W35 


fi auptſchriftleitet i. n. Dr. jur. Fritz Koppe, Rechtsanwalt, Fachanwalt für Steuerrecht, Berlin 


Erfheint wöchentlich. Ferncuf: 222086, 
222087 u. 222097. Poſtſcheckkonto: Berlin NW 
Nummer 18541. Bezugspreis: Dierteljährlic 
5,80RM (ausfchließil. Zuftellungsgebühr). Einzel- 


heft Preis 1,— AM durch jede Buchhandlung, 
direkt vom Derlag unter Areuzband oder durch 
die Poft. Anzeigenpreis nach Tarif. Zuſchtiften 
an den Derlag, Berlin W 35, Woyrfcftrafle 5 


Die Ungehorsamsfolgen im Steuerrecht 


Von Regierungsrat Barske, Lehrer an der Reichsfinanzschule Herrsching 


Inhalt: 


C. Der Säumniszuſchlag 
12. Vorausſetzungen, 


(Fortſetzung des Aufſatzes in Nr. 88 der DStz) 


C. Der Säumniszuſchlag 
12. Vorausſetzungen 


Wird eine Steuerſchuld nicht rechtzeitig 
entrichtet, ſo iſt ein Säumniszuſchlag in Höhe 
von 2 v. H. des Steuerrückſtands verwirkt (§ 1 Abſ. 1 
StSäumG). Auf ein Verſchulden des Betroffenen 
kommt es dabei — anders als beim Steuer zu ſchlag 
(Hinweis auf die Ausführungen im Abſchnitt 9) — nicht 
an. Vorausſetzung iſt lediglich die nicht recht⸗ 
zeitige Entrichtung der Steuerſchuld. 

Im Gegenſatz zu der für die anderen Unge⸗ 
horſamsfolgen gegebenen Regelung (Hinweis auf die 
Ausführungen zu Abſchnitten 9, 15 und 21) iſt die Feſt⸗ 
ſetzung des Säumniszuſchlags nicht in das 
Ermeſſen des Finanzamts geſtellt, ſondern bindend 
vorgeſchrieben. Der Säumnis zuſchlag iſt beim Vor⸗ 
liegen feiner Vorausſetzungen „verwirkt“. Das Finanz⸗ 
amt kann nicht etwa nur, ſondern mu B ihn feſtſetzen. 
Selbſtverſtändlich iſt wie beim Steueranſpruch ſelbſt auch 
beim Säumniszuſchlag ein Erlaß aus Billig⸗ 
keitsgründen und dementſprechend ein Abſehen 
von der Feſtſetzung möglich, wenn die Ein⸗ 
ziehung des Säumniszuſchlags nach Lage des 
zur Entſcheidung ſtehenden Falls unbillig wäre (Hin⸗ 
weis auf 8 131 AO und die dazu ergangenen RdF-Erlaffe). 
Sind aber die Vorausſetzungen für einen Billigkeits⸗ 
erlaß nicht gegeben, jo kommt es für die Feſtſetzung 
des Säumniszuſchlags auf irgendwelche Billig ⸗ 
keitserwägungen nicht an. 

Nur die nicht rechtzeitige Entrichtung einer Steuer- 
ſchuld (ausgenommen die Reichsfluchtſteuer) 
vermag den Säumniszuſchlag auszulöſen (§ 2 Abi. 1 
StSäumG). Bei anderen Geldſchulden 6. B. bei 


13. Höhe des Säumniszuſchlags, 


14. Schuldner und Haftender. 


dem Säumniszuſchlag ſelbſt oder bei Steuerzuſchlägen, Er⸗ 
zwingungsgeldern, Geldſtrafen, Zinſen oder Koſten) kommt 
ein Säumnis zuſchlag nicht in Betracht (§ 2 Abſ. 2 
StSäumG). Zu den anderen Geldſchulden in 
dieſem Sinn gehört jedoch nicht die Haftungsſchuld, 
die neben oder an die Stelle der Steuerſchuld 
ſelbſt tritt, jo daß auch die nicht rechtzeitige Ent ⸗ 
richtung einer Haftungsſchuld den Säumnis⸗ 
zuſchlag auslöſt (Hinweis auf die Ausführungen im Ab- 
ſchnitt 14). 

Die Steuerſchuld iſt nicht rechtzeitig ent ⸗ 
richtet, wenn der Fälligkeitstag verſäumt iſt. 
Die rechtzeitige Entrichtung erfordert, daß der 
Entrichtungstag vor dem Fälligkeitstag 
liegt oder ſich mit dieſem deckt. Als Tag, an dem 
eine Zahlung entrichtet worden iſt, gelten: 


1. bei übergabe oder Überjendung von Zah⸗ 
lungsmitteln an eine Steuerbehörde: 


der Tag des Eingangs; 
bei Überweifung auf das Poſtſcheckkonto 
einer Steuerbehörde oder bei Einzahlung durch 
Poſtſcheck: 
der Tag, der ſich aus dem Tagesſtempel⸗ 
abdrud des Poſtſcheckamts ergibt; 
3. bei Überweiſung auf das Reichsbankgiro⸗ 
konto einer Steuerbehörde: 
der Tag, der ſich aus dem Tagesſtempel⸗ 
abdruck der Reichsbankanſtalt ergibt; 
4. bei einer ſonſtigen Uberweiſung: 


der Tag, an dem der Betrag der Steuerbehörde 
gutgeſchrieben wird; 


b 
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5. bei einer durch Zahlkarte oder Poſtanweiſung 
bewirkten Einzahlung an eine Steuerbehörde: 
der Tag, der ſich aus dem Tagesſtempel⸗ 
abdruck der Aufgabepoſtanſtalt ergibt; 


6. bei Einzahlung aus dem Ausland: 
der Tag, an dem der eingezahlte Betrag 
bei der Steuerbehörde eingeht oder ihr 
gutgeſchrieben wird 

(84 StSäaum®). 


Wann die Steuerſchuld zu entrichten iſt 
(wann ſie fällig iſt), muß dem einzelnen jeweils in 
Betracht kommenden Steuergeſetz entnommen werden 
(Hinweis z. B. auf § 35 Abſ. 1 und § 47 Abſ. 2 EStG, 8 7 
UrkStG, 833 TabStG und 86 Bier StG). Sit Stun⸗ 
dung oder Auf ſchub oder ſonſt eine Friſt für die 
Entrichtung der Steuerſchuld gewährt worden, ſo iſt 
die Steuerſchuld mit dem Ablauf der Friſt fällig 
(899 AD). Dabei iſt jedoch zu beachten, daß ein ein- 
mal verwirkter Säumniszuſchlag nicht etwa 
dadurch beſeitigt werden kann, daß für die nicht ent⸗ 
richtete Steuerſchuld nachträglich (nach dem Fälligkeits⸗ 
zeitpunkt) Stundung beantragt und bewilligt 
wird (Hinweis auch auf den Rö ⸗Erlaß vom 6. April 1936, 
RStBl. 1936 S. 295, zu Abſatz 7). 

Um welche Zeit der Fälligkeitstag überſchrit⸗ 
ten wird, iſt für die Verwirkung des Säumniszu⸗ 
ſchlags gleichgültig. Dem Steuerſäumnis⸗ 
geſetz gemäß genügt es, wenn die Steuerſchuld auch 
nur um einen Tag zu ſpät entrichtet wird. Um die 
Härten, die ſich daraus gerade für die Fälle einer kurz⸗ 
friſtigen Überſchreitung des Fälligkeitszeitpunkts 
ergeben können, zu mildern, iſt durch den bereits 
erwähnten RdF-Erlaß vom 6. April 1936 zugelaſſen worden, 
daß von der Erhebung des Säumniszuſchlags 
grundſätzlich abgeſehen wird, wenn entweder 


1. der Steuerbetrag, wegen deſſen der Säumniszu⸗ 
ſchlag verwirkt iſt, weniger als 50 Reichsmark 
bei derſelben Steuerart beträgt, oder 

2. der in Betracht kommende Steuerbetrag zwar 
50 Reichsmark oder mehr beträgt, aber ent⸗ 
richtet wird, bevor wegen des Rückſtands ge⸗ 
mahnt oder öffentlich erinnert worden iſt. 


Dazu führt der RdF-Erlaß aus: „Als vor der Mahnung 

entrichtet im Sinn der Ziffer 2 gilt ein rückſtändiger Betrag: 

1. wenn er entrichtet wird, bevor durch einen Beauf⸗ 
tragten des Finanzamts (Vollziehungs⸗ oder Abholungs⸗ 
beamten, Kaſſenhilfsſtellen) mündlich gemahnt 
wird, oder : 


2. wenn er ſpäteſtens an dem Tag entrichtet wird, 
an dem die Mahnung oder die Poſtnachnahme 
von der Finanzkaſſe oder einer Kaſſenhilfsſtelle zur 
Poſt gegeben wird. 

Als vor der öffentlichen Erinnerung entrichtet 

im Sinn der Ziffer 2 gilt ein rückſtändiger Betrag, wenn er 

ſpäteſtens an dem Tag entrichtet wird, an dem die 

öffentliche Einnerung im Bezirk des Finanzamts 
erſtmalig bekanntgemacht (öffentlich angeſchlagen 
oder in einer Zeitung veröffentlicht) wird. Wird die öffent⸗ 
liche Erinnerung ſchon am Fälligkeitstag oder kurz 
vor dem Fälligkeitstag bekanntgemacht, ſo wird 
der Säumniszuſchlag nicht erhoben, wenn die 

Steuer ſpäteſtens an dem erſten Werktag, der auf 

den Fälligkeitstag folgt, entrichtet wird. 


Beiſpiele: 


A. N hätte ſeine Umſatzſteuerabſchlußzahlung im Betrage von 
49 RM und ſeine Einkommenſteuerabſchlußzahlung im Betrage 
von 51 RM ſpäteſtens mit dem Ablauf eines Monats ab Be- 
kanntgabe der beiden Steuerbeſcheide entrichten müſſen (Hin⸗ 
weis auf § 13 Abſ. 3 Satz 2 USt und 8 47 Abſ. 2 Satz 1 
ESG). Er hat erſt nach Mahnung gezahlt. 

Verwirkt ſind zwei Säumniszuſchläge, und 
zwar der eine für die nicht rechtzeitige Entrichtung der Umſatz⸗ 
ſteuerabſchlußzahlung und der andere für die nicht rechtzeitige 


Entrichtung der Einkommenſteuerabſchlußzahlung. Erhoben 
wird jedoch nur der letztere. 


B. P hat feine Umſatzſteuervorauszahlung für Mai 1939 im Be⸗ 
trage von 232 RM am 12. Juni 1939, alſo verſpätet (Hinweis 
auf § 13 Abſ. 1 UStG), entrichtet. Die öffentliche Erinnerung 
war am Fälligkeitstag ſelbſt, nämlich am 10. Juni 1939 (einem 
Sonnabend), durch Einrücken in die Zeitung bekanntgemacht 
worden. 

Der Säumniszuſchlag iſt verwirkt. Er wird 
jedoch nicht erhoben (anders aber, wenn der Steuer ⸗ 
betrag am 13. Juni 1939, alſo nicht mehr an dem erſten 
Werktag, entrichtet worden wäre, der auf den Fällig⸗ 
keitstag folgt). 


Selbſtverſtändlich iſt es nicht der Sinn des er⸗ 
wähnten Rd ⸗Erlaſſes auch den zu ſchützen, der die 
vom Geſetz oder von der Finanzbehörde geſetzten Zah⸗ 
lungsfriſten ſelten oder nie innehält, aber 
immer die Bedingungen beachtet, die dem Erlaß 
gemäß für die Nichterhebung des Säumniszuſchlags 
erforderlich ſind. In ſolchen Fällen iſt es dem Er⸗ 
meſſen des Finanzamts überlaſſen, ob es den Säum- 
niszuſchlag feſtſetzen will oder nicht: „Auch wenn 
die vorſtehend angegebenen Vorausſetzungen, unter 
denen von der Erhebung des Säumnis zuſchlagsab⸗ 
zuſehen iſt, vorliegen, kann das Finanzamt den 
Zuſchlag erheben, wenn es ſich um Steuer⸗ 
ſchuldner handelt, die mehrfach mit Steuerbeträgen 
böswillig im Rückſtand geblieben ſind“ (Abſatz 5 Satz 1 
des Rd ⸗Erlaſſes). 

Hinzuweiſen bleibt noch auf ein Recht des Steuer⸗ 
pflichtigen, das gerade in dieſem Zuſammenhang oft von 
Bedeutung wird: Reicht ein freiwillig gezahlter Betrag 
zur Abdeckung aller Steuerrückſtände nicht aus, ſo hat 
§ 123 Abſ. 1 AO gemäß der Steuerpflichtige das 
Recht zu beſtimmen, auf welche der rückſtändigen 
Steuerſchulden der gezahlte Betrag verrechnet werden 
ſoll. Ob die Verrechnung für das Reich günſtig oder 
(z. B. wegen der Vermeidung eines Säumniszuſchlags) 
ungünftig iſt, it dabei gleichgültig. Das 
Finanzamt hat in jedem Fall der Beſtimmung 
des Steuerpflichtigen zu folgen. Nur wenn eine ſolche 
Beſtimmung fehlt, hat das Finanzamt die 
Möglichkeit, über die Verrechnung ſelbſt zu ent⸗ 
ſcheiden (§ 123 Abſätze 2, 3 und 4 AO). 


Beiſpiel: 


N iſt mit feiner Umſatzſteuerabſchlußzahlung für 1938 im 
Betrage von 56 RM im Rückſtand. Er iſt bereits gemahnt 
worden. Seine Einkommenſteuerabſchlußzahlung im Betrage 
von 96 RM wird am 26. Auguſt 1939 fällig. Am 25. Auguſt 
1939 zahlt R 56 RM ein mit der Beſtimmung, daß fie auf die 
fällig werdende Einkommenſteuerabſchlußzahlung verrechnet 
werden ſollten. 

Die Beſtimmung iſt zuläſſig. Das Finanzamt iſt 
an die Beſtimmung gebunden. Die Folge iſt, daß — ab⸗ 
geſehen von der rückſtändigen Umſatzſteuerabſchlußzahlung — 
ein Säumniszuſchlag nicht erhoben wird. Der neue 
Steuerrückſtand beträgt weniger als 50 RM. 

Könnte das Finanzamt ſelbſt über die Verrech⸗ 
nung entſcheiden — und das kann es, wenn die Beſtim⸗ 
mung fehlt — jo würde es die 56 AM auf die Umſatzſteuer⸗ 
abſchlußzahlung verrechnen und auch verrechnen müſſen (Hin⸗ 
weis auf § 123 Abſ. 4 Satz 1 AO). Die Folge wäre, daß auch 
wegen der Einkommenſteuerabſchlußzahlung ein Säumnis ⸗ 
zuſchlag verwirkt wäre und zu erheben wäre, voraus⸗ 
geſetzt, daß R den Betrag nicht noch vor der erſten Mahnung 
gezahlt hätte. 


13. Höhe des Säumniszuſchlags 


Der Säumniszuſchlag beträgt 2 v. H. des rück⸗ 
ſtändigen Steuerbetrags (83 Abſ. 1 StSäum®). 
Irgendein Spielraum beſteht demgemäß für die Be⸗ 
meſſung des Säumniszuſchlags ebenſowenig wie für die 
Feſtſetzung ſelbſt. 

Der Säumniszuſchlag beträgt auch dann nur 
2 v. H. (und nicht ein entſprechendes Vielfaches), wenn ein 
und dieſelbe Steuerſchuld öfter als einmal nicht 
rechtzeitig entrichtet worden iſt, wie zum Beiſpiel in dem 
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Fall, daß der geſetzliche Zahlungstag (Fälligfeit3- 
tag) für eine Steuerſchuld verſäumt, dann Stundung 
beantragt und bewilligt und ſchließlich auch dieſe Zah⸗ 
lungsfriſt nicht innegehalten wird. Denn der 
Säumniszuſchlag iſt SA Abi. 1 Stsäumc ein „ein⸗ 
maliger“ Zuſchlag, kann alſo wegen ein und der⸗ 
ſelben Steuerſchuld nur einmal verwirkt ſein. 


Für die Berechnung des Säumniszuſchlags wird 
der rückſtändige Steuerbetrag auf volle 10 RM 
nach unten abgerundet (88 Abſ. 2 Satz 1 StSäums6). 
Dabei werden mehrere Steuerbeträge nur dann 
zuſammengerechnet, wenn fie dieſelbe Steuerart be⸗ 
treffen und an demſelben Tag fällig geworden ſind 
(83 Abſ. 2 Satz 2 StSäumG). 


Beiſpiele: 


A. S iſt mit feiner Einkommenſteuerabſchlußzahlung im Betrage 
von 199 RM und mit ſeiner Umſatzſteuerabſchlußzahlung im Be⸗ 
trage von 76 RM im Rückſtand. Er hat auch trotz Mahnung 
noch nicht gezahlt. 

Verwirkt ſind zwei Säumniszuſchläge, und zwar 
wegen jeder der beiden Abſchlußzahlungen. Eine Zuſam⸗ 
menrechnung der Steuerrückſtände findet nicht ſtatt. Der 
Säumniszuſchlag beträgt im erſten Fall 2 v. H. von 190 RM 
und im letzten 2 v. H. von 70 RM. 


B. T iſt mit feinen Umſatzſteuervorauszahlungen für Juli im Be⸗ 
trage von 87 RM und für Auguſt im Betrage von 104 RM im 
Rückſtand. Er hat auch ſeine Umſatzſteuerabſchlußzahlung im 
Betrage von 97 RM noch nicht gezahlt, obwohl ſie am ſelben 
Tag wie die Vorauszahlung für Auguſt fällig geworden und 
ebenſo wie die beiden Vorauszahlungen angemahnt worden iſt. 


Verwirkt find drei Säumniszuſchläge, und zwar 
je für die beiden Vorauszahlungen und die Abſchlußzahlung. 
Für die Berechnung der Säumniszuſchläge werden die 
Beträge der Umſatzſteuervorauszahlung für Auguſt und der 
Abſchlußzahlung zuſammengerechnet. Der Säumnis⸗ 
zuſchlag beträgt demgemäß, ſoweit es ſich um die Voraus⸗ 


zahlung für Juli handelt, 2 v. H. von 80 RM und, ſoweit es 
ſich um die beiden übrigen Steuerſchulden handelt, 2 v. H. von 
200 RM. 


14. Schuldner und Haftender 


Der Säumniszuſchlag trifft den, der ſeine Steuer ⸗ 
ſchuld nicht rechtzeitig entrichtet hat. Ob die recht⸗ 
zeitige Entrichtung möglich war, ob die Verſäu⸗ 
mung der Zahlungsfriſt (des Fälligkeitstags) von einem 
Vertreter des Steuerpflichtigen oder von die ſem 
ſelbſt verſchuldet worden iſt, iſt dabei — wie das Ver⸗ 
ſchulden überhaupt — völlig gleichgültig. 


Schuldner des Säumniszuſchlags kann 
demgemäß immer nur der Schuldner des entſprechenden 
Steuerrückſtands (der Steuerpflichtige ſelbſt) 
ſein. Anderen Perſonen gegenüber kommt ein Säumnis⸗ 
zuſchlag nicht in Betracht, und zwar auch dann nicht, wenn 
ſie — wie zum Beiſpiel als Bevollmächtigte 88 108 und 
103 AO gemäß — für die rechtzeitige Entrichtung der 
Steuerſchuld hätten ſorgen müſſen. 

Eine Ausnahme iſt jedoch zu beachten: 
Schuldner des Säumniszuſchlags kann auch der 
Schuldner einer Haftungsſchuld ſein, wenn dieſe 
nicht rechtzeitig entrichtet worden iſt. Die enge 
Verbundenheit, die zwiſchen der Steuerſchuld und 
der entſprechenden Haftungsſchuld beſteht (Hinweis auf die 
Ausführungen zu Abſchnitt 1 Abſatz 7), und die Ahnlich⸗ 
keiten, die zwiſchen der Rechtsſtellung des Steuerpflich⸗ 
tigen und der des Haftenden beſtehen (Hinweis auf die Aus⸗ 
führungen zu Abſchnitt 11 Abſatz 3), rechtfertigen es, 
die Haftungsſchuld als Steuerzahlung im 
Sinn von § 2 Abſ. 1 StSäumG aufzufaſſen und ihre 
nichtrechtzeitige Entrichtung als Vorausſetzung für 
die Verwirkung eines Säumniszuſchlags auch dem 
Haftenden gegenüber genügen zu laſſen. 


Die Umsatzsteuerbefreiungen der Verpachtungen 
und Vermietungen von Grundstücken von Steuerinspektor Göhler, Greiz 


Inhalt: 


.Die Rechtsgrundlage, 
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. Grundftüde, 
Beiſpiele aus der Rechtſprechung 
a) Anerkennung des § 4 Ziffer 10 UStG, 
b) Verſagung des § 4 Ziffer 10 UStG, 
aa) Pacht⸗ oder Mietverhältnis nicht anerkannt, 
bb] Kaufvertrag, 
cc) Verwahrungsvertrag, 
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1. Die Rechtsgrundlage 


Steuerfrei find nach § 4 Ziffer 10 UStG 1934 die Ver⸗ 
pachtungen und Vermietungen 


a) von Grundſtücken (mit Ausnahme der Gaſtſtättenbeher⸗ 
bergung), 

b) von Berechtigungen, auf die die Vorſchriften des bürger⸗ 
lichen Rechts über Grundſtücke Anwendung finden, und 

c) von ſtaatlichen Hoheitsrechten, die ſich auf die Nutzungen 
von Grund und Boden beziehen. 


Die Faſſung des § 2 Ziffer 7 UStG 1932 enthielt noch die 
Befreiungsausnahme bezüglich der „eingerichteten Räume“. 
Dieſe Regelung wurde aber wegen der Unterſcheidungs⸗ 
ſchwierigkeiten, die bei der Rechtſprechung entſtanden 
waren, und aus Gründen der Verwaltungsent⸗ 
laſtung wieder aufgegeben.“ Die ſchon ſeither vom 


1) Siehe Reinhardt, „Die neuen Steuergeſetze“, S. 20 und 
S. 282. 


5. Gemiſchte Verträge, 

6. Gaſtſtättenbeherbung, 

7. Zimmervermietung, 

8. Berechtigungen, auf die die Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechts über Grundſtücke Anwendung finden, 

9. Staatliche Hoheitsrechte, die ſich auf die Nutzungen von Grund 
und Boden beziehen, 

10. Buchnachweis für die ſteuerfreien Entgelte. 


Reichsfinanzhof vertretene Auffaſſung der Steuerpflicht ge⸗ 
werbsmäßiger Beherbergung fand ihren Niederſchlag in 
Satz 2 des § 4 Ziffer 10 UStG 1934. Im übrigen iſt der 
Wortlaut von den verſchiedentlichen Geſetzesänderungen der 
verfloſſenen Jahre unberührt geblieben (ſiehe § 2 Ziffer 4 
UStG 1926 und UStG 1919). Deshalb beſitzen die meiſten 
darüber ergangenen Rg⸗Entſcheidungen noch heute Gel⸗ 
tung, ſoweit ſie ſich nicht mit der Begriffsauslegung der ein⸗ 
gerichteten Räume zu befaſſen hatten. 


2. Verpachtung und Vermietung 


Die Prüfung, ob ein Pacht⸗ oder Mietverhältnis im 
einzelnen Fall gegeben iſt, geſtaltet ſich nicht immer einfach. 
Oft grenzen die vertraglichen Vereinbarungen dicht an das 
Weſen eines Kaufvertrags (8 433 BGB) oder eines 
Verwahrungsvertrags (8 688 BGB). Der Reichs⸗ 
finanzhof hat betont, daß bei der Auslegung der wirk ⸗ 
liche Vertragsinhalt zu erforſchen iſt. Die vom 
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Steuerpflichtigen gebrauchte Bezeichnung „Pacht“ 
oder „Miete“ iſtnicht ausſchlaggebend. Nicht auf will⸗ 
kürlich feſtgeſetzte Vereinbarungen, ſondern auf die tat⸗ 
ſächliche Geſtaltung des Vorgangs ſoll es ankommen. 
Der Pacht⸗ oder Mietbegriff iſt ausſchließlich nach den 
Grundſätzen des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu be⸗ 
urteilen. Das Steuerrecht hat ſich hier — im Gegen⸗ 
ſatz zu anderen ſteuerlich erheblichen Vorgängen des Umſatz⸗ 
ſteuergeſetzes — bewußt an das bürgerliche Recht ange⸗ 
lehnt. Es wird daher bei dieſem Teilgebiet des Steuer⸗ 
rechts beſonders oft notwendig, ſich mit dem materiel- 
len Privatrecht zu befaſſen. 

Ein Mietverhältnis nach 8 535 BGB hat die 
Gebrauchsüberlaſſung zum Gegenſtand. Es er⸗ 
ſtreckt ſich in der Regel nur auf körperliche Gegenſtände 
(Sachen, $ 90 BGB). Die Gewährung des Gebrauchs 
und des Fruchtgenuſſes bilden, $ 581 BGB zufolge, 
den Inhalt des Pachtvertrags. Dabei ſind als Früchte 
die Erzeugniſſe, Ausbeute oder Erträge anzu⸗ 
ſehen ($ 99 BGB). Der Verpachtung können alle Gegen⸗ 
ſtände (Gegenſtand iſt der Oberbegriff für die Sache) unter⸗ 
liegen, alſo auch immaterielle Güter und Rechte. Der 
Miet⸗ oder Pachtzins ſtellt als Beſteuerungsmaßſtab 
das Entgelt (§ 5 Abſatz 1 UStS) für eine Art gewerb⸗ 
licher Leiſtung ($ 1 Ziffer 1 UStG) dar. Für diefes 
fol jedoch in den Ausnahmefällen des § 4 Ziffer 10 UStG 
keine Steuerpflicht beſtehen. 

Oft ſcharf an der Grenze eines Pachttatbeſtands liegen 
die Fälle, die eine Geſtattung oder Duldung von 
Handlungen zum Gegenſtand haben. Auf ſolche Ent- 
gelte für die Einräumung von Rechten trifft die 
Verpachtungsbefreiung nicht zu (z. B. Verzicht einer Stadt 
gegenüber einer Elektrizitäts ad auf eigene Stromverſor⸗ 
gung gegen Entgelt).?) Aus dieſem Grund iſt die „Pacht“ für 
die Aufſtellungeines Tabakwarenſtandes in 
gen Gaſtwirtſchaft für ſteuerpflichtig erklärt 
worden. 


3. Grundſtücke 

Der Grundſtücksbegriff iſt in Anpaſſung an das 
Reichsbewertungsgeſetz) auszulegen. Rechte 
ſind allgemein auch vom umſatzſteuerlichen Standpunkt aus 
nicht als Sachteile eines Grundſtücks zu behandeln. 
Ihre Verpachtung iſt daher umſatzſteuerpflichtig. 
Zum Grundſtück gehören alle Seine Beſtandteile einſchließ⸗ 
lich der weſentlichen Beſtandteile (88 93 bis 95 BGB), 
insbeſondere die darauf errichteten Gebäude und die mit 
dem Boden zuſammenhängenden Erzeugniſſe (Pflan⸗ 
zungen). . 

Nicht zu den Beſtandteilen gehören die nur zu einem 
vorübergehenden Zweck mit dem Grund und Boden 
verbundenen Sachen und das Zubehör (88 97 und 98 
BGB). Deshalb iſt die Vermietung von vorübergehend 
errichteten Ausſtellungspavillons, von Hal- 
len, Baracken und Schuppen ohne Grund⸗ 
mauern und von Maſchinen und Gerätſchaften 
ſteuerpflichtig. Darüber hinaus iſt durch den am 
1. Januar 1936 in Kraft getretenen $ 36 USIDB (früher 
§ 28 USt B) beſtimmt worden, daß bei Maſchinen und 
ſonſtigen Betriebsanlagevorrichtungen aller Art auch dann 
keine Miet⸗ oder Pachtbefreiung eintritt, wenn ſie durch die 
ſogenannte Verbindung ($ 946 BGB) zu weſentlichen 
Grundſtücksbeſtandteilen geworden ſind. Weſent⸗ 
lich ſind ſolche Beſtandteile, die nicht voneinander getrennt 
werden können, ohne daß ſie zerſtört oder in ihrem We fen 
verändert werden. Steuerpflicht beſteht ſomit gegenüber 
allen „Betriebsvorrichtungen“ im Sinn des Reichs⸗ 
bewertungsrechts (8 50 Abſatz 1 Satz 2 des Reichs⸗ 
bewertungsgeſetzes).) Das find alle maſchinenähn⸗ 
lichen Anlagen und alle von Menſchenhand geſchaffenen 
und einem Betrieb unmittelbar dienenden Vor rich ⸗ 
ei 1055 (3. B. eine in das Keſſelhaus eingebaute Keſſel⸗ 
anlage). 


2 Siehe NSBZ⸗Steuerwarte 1938 S. 135 Abſchn. II B Zif⸗ 


3) Siehe 88 29, 45, 47, 48, 49, 50, 57 und 58 RBewG. 


Die Gemeinden werden mit den Pachteinnahmen zur 
Umſatzſteuer heranzuziehen ſein, die ihnen aus der Ge⸗ 
brauchsüberlaſſung ihrer Plakatſäulen und Plakat⸗ 
tafeln zufließen. Dieſe Plakatſtellen werden in der Regel 
von Reklameunternehmen errichtet. Sie gehen in 
das Eigentum der Gemeinde über, auf deren Grund und 
Boden ſie ſtehen. In Thüringen ſind dieſe Vorrichtungen 
an die Firma Monumental⸗ und Plakatreklame mbc in 
Weimar verpachtet, die einzelne Flächen an ihre Kundſchaft 
weiterverpachtet. 


Wenn ein Gaſtwirt ſeinen Gäſten (Einzelperſonen oder 
Vereinen) die in ſeinem Wirtshaus errichtete Kegelbahn 
gegen Entgelt zur Verfügung ſtellt, ergibt ſich volle Um⸗ 
ſatzſteuerpflicht. Die Kegelbahn ſtellt ebenſo eine Be⸗ 
triebsanlage dar wie etwa das in der Gaſtſtube aufgeſtellte 
Billard. Die damit notwendig verbundene Grund⸗ 
ſtücks benutzung ſteht ganz im Hintergrund 
ſteuerlicher Betrachtung. Das Entgelt wird in der Haupt⸗ 
ſache deshalb erhoben, weil mit der Benutzung der Kegel⸗ 
bahn beſondere Unterhaltungsaufwendun⸗ 
gen entſtehen. — Die gleiche Auffaſſung wird zu vertreten 
ſein, wenn die einem Verein gehörende Kegelbahn gegen 
Entgelt vermietet wird. Auch hier beſteht die Lei⸗ 
ſtung des Vermieters nicht in der Hauptſache in der Über⸗ 
laſſung von Grundſtücksteilen (Räume zur Aus⸗ 
übung des Kegelſports), ſondern von Kegelbahn 
anlagen. 


Auch bei der Saalvermietung (Reſervie⸗ 
rung) zu geſelligen Veranſtaltungen in einer 
Gaſtwirtſchaft beſteht Steuerpflicht (einſchließlich der Ent⸗ 
gelte für leere Nebenräume zur Benutzung für Photo- und 
Schießbudenzwecke). Bei dieſem Reſervieren wird dem Gaſt⸗ 
wirt gewöhnlich eine beſtimmte Umſatzhöhe vom Veranſtalter 
gewährleiſtet. Das Entgelt wird auch hier weniger wegen 
der Raumüberlaſſung als wegen der Herrichtungs⸗ 
und Unterhaltungsausgaben gefordert. Die 
gleichen Geſichtspunkte treffen auf die Eintrittsgel⸗ 
der bei Veranſtaltungen zu. 


Die Vorausſetzungen für eine Steuerbefreiung brauchen 
nicht immer beim vollen Grundſtück vorzuliegen. Auch 
beſtimmte Grundſtücks teile (Sachteile nach bürgerlichem 
Recht) können von der Beſteuerung ausgenommen ſein. Die 
Geſichtspunkte der Freiſtellung treffen in gleichem Maß auf 
die Untervermietung“) und die Unterverpach⸗ 
tung zu. Die Steuerbefreiung der Hauptleiſtung ſchließt 
die mit ihr zuſammenhängenden Nebenleiſtungen 
ein.“) Die Einnahmen für Waſſer, Hausbeleuch⸗ 
tung, Schornſtein reinigung, Heizung, 
Fahrſtuhlbenutzung und Abgabe von Dampf und 
Warmwaſſer find alſo ſteuer befreit. (Für die Be⸗ 
lieferung mit Licht⸗ und Kraftſtrom durch zuſammen⸗ 
hängende Leitungen iſt die Steuerbefreiung aus 8 4 
Ziffer 5b UStG zu entnehmen.) 


4. Beiſpiele aus der Rechtſprechung 


a) Anerkennung des $A Ziffer 10 UStG 
Die „e der Steuerbefreiung ſind er⸗ 
ei: 


füllt b 


1. einem Waſſerſportheim, das beſtimmte Stände 
zur Booteinſtellung vermietet (Steuerpflicht beſteht 
aber, wenn die Boote durch Bedeckung mit Teerpappe 
auf dem unbebauten Ufergelände in Obhut 
genommen werden);) 


2. Verpachtung von Grasnutzungen auf Feld⸗ 
wegen. Hier gilt — im bewußten Gegenſatz zur Be⸗ 
urteilung der Obſterträge, ſiehe Abſchnitt b 2 — der Feld⸗ 
weg als verpachtet; ) 


) Siehe Röß⸗Erlaß vom 17. 6. 1935 8 8231 A — 410 III. 
0 388 7.11.1980 V A 890/29 (RStBl. 1931 S. 164). 

) Ac 17.3.1933 V A 390/32 (NEW. 1933 S. 1326). 

N 1198 6. 11. 1986 V A 10/36 (RStBL. 1937 S. 11). 

8) R 26. 7. 1929 V A 012/28 (RSt Bl. 1929 S. 603), 
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3. einem Weidevertrag; ) 


4. längerer Grundſtücksvermietung als Tennisplatz 
oder Trainierbahn (ſteuerpflichtig jedoch, wenn 
nur ſtundenweiſe für dieſe Zwecke vermietet) ; 16) 


5. Garagen vermietung in einem Miethaus 
(ſiehe Abſchnitt 7 Zimmervermietung), oder wenn ſonſt 
Einzelboren oder beſtimmte Plätze vermietet find; 


6. einem Bahnhofsgebäude, in dem Fußboden- und 
Wandflächen zur Aufſtellung von Automaten oder Schau⸗ 
käſten vermietet werden. Der RFH nimmt den Stand⸗ 
punkt ein, daß eine Grundſtücksvermietung ſtets dann 
gegeben iſt, wenn lediglich Fußboden⸗ und Wandflächen 
zur Vermietung kommen und die Automaten und Schau⸗ 
käſten von den Mietern erſtellt werden (anders die Be⸗ 
urteilung bei der Aufſtellung von Tabakwarenſtänden in 
Gaſtwirtſchaften. Hinweis auf Abſchnitt 2 Abſatz 3). Da⸗ 
bei iſt es ohne Belang, ob die Schaukäſten mit dem Ge⸗ 
bäude verbunden worden ſind. — Befinden ſich Schau⸗ 
käſten im Eigentum der Reichsbahn, ſo beſteht für die 
auf dieſe Betriebsvorrichtungen entfallenden Entgelts⸗ 
teile Steuerpflicht; 


7. Marktſtandgeldern der Gemeinden. Dieſe 
Einnahmen haben ihren Grund nicht in der Gewährung 
eines Rechts zur Ausübung des Markthandels. Ebenſo 
verhält es ſich bei den anläßlich des Schützenfeſtes auf⸗ 
kommenden Platzgeldern der Privilegierten Schützen⸗ 
geſellſchaften; 


8. Ausbeuteverträgen über Erdöl, Kohlen, 
Steine, Torf und Kies, und zwar auch dann, 
wenn nicht eine fixe Pacht, ſondern eine bewegliche Aus⸗ 
beute⸗Mengenpacht vereinbart iſt. Dieſe Vereinbarungen 
ſind nicht als Kaufverträge, ſondern als echte Pachtver⸗ 
träge anzuſprechen.“) 


b) Verſagung des 84 Ziffer 10 UStG 

In den folgenden Fällen wurde von der Rechtſprechung 
eine Steuerbefreiung nicht anerkannt. Die Einnahmen 
waren als aus gewerblichen Leiſtungen herrührend ($ 1 
Ziffer 1 UStG) zu verſteuern. 


aa) Pacht⸗ oder Mietverhältnis nicht anerkannt 
Ein Pacht⸗ oder Mietverhältnis liegt nicht vor bei: 


1. Beſtellung des Erbbaurechts!) (hier in Abweichung 
von der Handhabung nach § 50 Abfatz 2 RBewG). Das 
Erbbaurecht iſt das veräußerliche und vererbliche Recht, 
auf oder unter der Oberfläche eines Grundſtücks ein Bau⸗ 
werk zu haben. Die meiſt von den Gemeinden verein⸗ 
nahmten Erbbauzinſen ſind daher ſteuerpflichtig; 


2. Beſtellung von beſchränkt perſönlichen Dienſt⸗ 
barkeiten (§ 1090 BGB) mit nachhaltigen 
Vergütungen (3. B. das gewerbliche „Nutzungsrecht 
von Gebäudeteilen“); “) 


8 Aufnahme in ein Krankenhaus. Hier bildet nicht 
die Vermietung eines beſtimmten Krankenzimmers den 
Hauptinhalt des Aufnahmevertrags; 


4. Verpachtung der einer Gemeinde zuſtehenden Aus⸗ 
nutzung eines Seeſtrands für Bade⸗ 
betriebszwecke; 


5. Verzichtleiſtung einer Stadtgemeinde 
gegen Entſchädigung gegenüber einer 
Elektrizitätsgeſellſchaft, die ſich zur Errich⸗ 
tung eines Straßenbahnbetriebs verpflichtet hatte; 

6. Vermietung von Außenflächen eines Ge⸗ 
bäudes zu Reklamezwecken (z. B. Automobil⸗ 
reklame am erſten Hauſe eines Ortes). 


) Rc 31. 1. 1928 V A 38/28 (NER. 1928 S. 103). 

0) HRG 9. 7. 1923 VA 433/22 (RSIBl. 1923 S. 384“. 

u) Rich 11. 10. 1922 V A 385/22 (RStBl. 1923 S. 45). 

12) Siehe Verordnung vom 15. 1. 1919 (RG Bl. S. 72 ff.); RS 
10. g. 1933 V A 490,32 (RStBl. 1933 S. 1343) und 27. 4. 1934 VA 
90/84 (RStegl. 1934 S. 796). 

18) 300 18. 5. 1934 VA 371/33 (RStBl. 1934 S. 980) und 
27. 8. 1987 V A 589/36 (RStBl. 1937 S. 1059). 


bb) Kaufvertrag 


Eigentumsübergang durch Kaufvertrag wurde an⸗ 
genommen bei: 


1. dem Erwerb des zukünftigen Ertrags von forſtwirtſchaft⸗ 
lichen Grundſtücken (Ernte der Nadelholzzapfen);“) 


2. einer Sommerweidegräſung (Überlaſſung des Weide⸗ 
rechts auf beſtimmte Zeit); 


3. einem Grasgewinnungsvertrag (Verkauf von Gras auf 
dem Salm) ;') 

4. Verſteigerung der Ernte 
Straßenrändern.““) 


cc) Verwahwingsvertrag 


Ein Verwahrungsvertrag, der die Obhut zum Gegen⸗ 
ſtand hat (Fürſorge und Schutz gegen Witterungseinflüſſe 
und gegen Entwendung), wurde unterſtellt bei: 


1. der Kühlhausmiete in einer ſtädtiſchen 
Markthalle (hier iſt auch eine Teilung des Vertrags⸗ 
inhalts nach der Seite der öffentlich⸗rechtlichen Tätigkeit 
hin — 8 18 USt — nicht zuläſſig. Steuerfrei iſt 
aber die Überlaſſung der Kühlräume eines ſtädtiſchen 
Schlachthofs im Nahmen des Schlachthofbetriebs); 

2. Getreidelagerung in einem Lagerhaus, 


wenn das Entgelt nach der eingelagerten Getreidemenge 
bemeſſen wird. 


von Obſtpflanzungen an 


5. Gemiſchte Verträge 


In ein und demſelben Vertrag können gleichzeitig 
Vereinbarungen getroffen werden über die Verpachtung von 
Grundſtücken oder Grundſtücksteilen und von 
anderen Sachen. Wenn bei dieſem gemiſchten Vertrag 
der auf das Grundſtück entfallende Entgeltsteil nicht 
verhältnismäßig geringwertig iſt, hat er als ſteuerfrei aus⸗ 
zuſcheiden. Erforderlichenfalls muß die auszuſcheidende 
Summe nach dem Verhältnis der Pachtobjekte zueinander 
geſchätzt werden. Steuerpflichtig iſt nur der Pacht⸗ oder 
Mietzinsanteil, der auf die Maſchinen, Anlage und 
Inventargegenſtände und auf ſonſtige beweg⸗ 
liche Sachen entfällt (z. B. Beſtuhlung in einem 
Theaterraum oder in einer Turnhalle 

Dieſen Rechtsſatz hat der R§ herausgeſtellt für die 
Verpachtung 

eines ganzen Unternehmens,“) 

einer Privatbahn, “) 

einer Ratskellerwirtſchaft,“) 

eines Theaters mit Bühnenein richtung und 
Reſtaurationsräumen,“) 

von Inventarſtücken') und 

von Kalkvorkommen. 


Bei der ſteuerpflichtigen Zimmervermietung 
mit voller Verpflegung iſt die reine Raum⸗ 
miete auszuſcheiden. 


Die einer Stadt von einer Elektrizitäts⸗ 
geſellſchaft gewährte Konzeſſionsgebühr 
iſt inſoweit ſteuerfrei zu laſſen, als damit die Überlaſſung 
von öffentlichen Straßen und Plätzen für die Errichtung 
elektriſcher Leitungen und Anlagen zur Abgeltung kommt. 
Dagegen unterliegt der Entgeltsteil der Steuer, den die Ge⸗ 
meinde für den Verzicht auf eigene Verſorgung und die 
Duldung der Überführung elektriſcher Leitungen über ihr 
Gebiet bekommt.“) 


u) Ri 4.6.1937 V A 389/36 (RStBL. 1937 S. 999). 
1) R 4. 4. 1924 v D (Gutachten; RStBl. 1924 S. 157). 
10) R 7.5.1926 V A 288/26 (KSt Bl. 1926 S. 227). 


S. 1588: B 1). er 
21) RF 18. 1. 1929 V A 784/28 (RStI. 1929 S. 258). 
er) Ri 28. 2. 1930 VA 72729 (RStBl. 1930 S. 387) und 
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Bei Einſtellungsverträgen mit Groß⸗ 
garagen, die auf länger als einen Monat abgeſchloſſen 
werden, können monatlich 20 RM, als auf Gebäudemiete 
entfallend, befreit werden. 


Das von einem Berufsphotographenan eine 
Gemeinde entrichtete Entgelt für die Gewäh⸗ 
rung von Aufnahmen und Bilderverkäufen im Kurpark 
wurde für ſteuerpflichtig erklärt, weil der weſentliche Ver⸗ 
tragsinhalt nicht in der Verpachtung des Parkgrundſtücks 
(für die Aufſtellung eines Verkaufsſtandes) zu erblicken 
war.?) 

Bei der ſtundenweiſen (abendweiſen) Ver⸗ 
mietung eines Muſikſaals an Konzertver⸗ 
anſtalter iſt die eigentliche Raummiete 
ſteuerfrei. Die Befreiung erſtreckt ſich jedoch nicht mit 
auf die Teile des Entgelts, die auf die Beſtuh lung, auf 
das Bühnenzubehör, auf eine eingebaute Orgel 
oder andere mitüberlaſſene Muſikinſtrumente 
(z. B. Flügel) entfallen (ſelbſt wenn ſolche Gegenſtände mit 
dem Gebäude feſt verbunden ſind).“) 


6. Gaſtſtättenbeherbergung 


Für die Annahme einer Gaſtſtätte im umſatzſteuerlichen 
Sinn iſt nicht der allgemeine Sprachgebrauch 
maßgebend. Es kann insbeſondere nicht die Begriffsbeſtim⸗ 
mung des Gaſtſtättengeſetzes vom 28. April 1934 (RG Bl.] 
S. 146) herangezogen werden. In 8 37 USt (früher 
§ 28 a USt. dB) iſt eine beſondere, ſteuerlichen Zwecken die⸗ 
nende Begriffsbeſtimmung gegeben worden: Bereithal- 
tung von äumen zur Fremdenbeher⸗ 
bergung. 

Nach der bisherigen Faſſung kam ſteuerlich dem Merk⸗ 
mal eines gemeinſchaftlichen Aufenthalts ⸗ 
raumes Hauptbedeutung zu. Ob die Beherbergungsräume 
möblierk ſind, ſpielt dabei keine Rolle. Auch auf die 
Tatſache einer Konzeſſionserteilung kommt es 
nicht entſcheidend an. Es iſt auch nicht erforderlich, daß die 
Offentlichkeit zur Gaſtſtätte jederzeit Zutritt hat. Eine 
Beſchränkung des Gaſtſtättenbetriebs auf die M it⸗ 
glieder eines geſchloſſenen Kreiſes iſt daher 
ſteuerlich unbeachtlich. Nicht als gemeinſame Auf⸗ 
enthaltsräume ſind die Küchen, Beſu chs räume und 
Wärmehallen in Heimen zu betrachten. Als Gaſt⸗ 
ſtätten in dieſem Sinn wurden das Heim eines gemein⸗ 
nützigen Ruhegeldvereins) und ein auf feine Mitglieder 
beſchränktes Vereinshoſpiz behandelt.“) 


Die ab 1. Januar 1939 in Kraft getretenen USt DB 1935 
bringen inſofern eine Anderung, als jetzt das Erfordernis 
des „gemeinſchaftlichen Aufenthaltsraumes“ aufgege ben 
und die Vorausſetzung der vorübergehenden Beher⸗ 
bergung aufgenommen worden iſt. Den Wohnräumen wer⸗ 
den Schlafräume gleichgeſtellt. Ob auch Speiſen 
und Getränke verabreicht werden, iſt bei dieſer Rechts⸗ 
lage bedeutungslos. Dieſe neuen Geſichtspunkte wer⸗ 
den vorausſichtlich in manchen Fällen eine nochmalige Prü⸗ 
fung des Sachverhalts erforderlich machen. Das kann ver⸗ 
ſchiedentlich jetzt den Eintritt in die Steuerpflicht zur Folge 
haben (z. B. bei den ſich auf Schlafgelegenheit beſchränkenden 
Herbergen, bei Vermietung an Feriengäſte und Kurpatienten). 
Teilweiſe wird ab 1989 eine Befreiung bisher ſteuer⸗ 
pflichtiger Unternehmen in Betracht kommen (Alters⸗ 
heime, in denen alte Leute ihren dauernden Aufenthalt 
nehmen). Fremdenheime ſind aber auch mit den Ein⸗ 
nahmen aus Dauer vermietung ſteuerpflichtig. Aus 
Gründen der Verwaltungsvereinfachung können Gaſtſtätten⸗ 
unternehmer mit weniger als vier Zimmern oder 
weniger als ſechs Betten un beſteuert gelaſſen 


3. 10. 1930 V A 492/30 (RStBl. 1931 S. 155) ſowie 25. 10. 1935 
VA 462/35 (RStBl. 1986 S. 853). 


23) Rich 20. 8. 1934 V A 985/32 (RStBl. 1934 S. 139). 
24) NH 5. 5. 1939 V 498/85 (RStBl. 1939 S. 806). 

25) RF 19. 3. 1937 VA 62/37 (NED. 1937 S. 608). 
2) Rech 10. 12. 1935 V A 549/35 (NED. 1936 S. 206). 


werden, wenn nicht gleichzeitig auch volle Ver⸗ 
pflegung beiteht.”) 


7. Zimmervermietung 


Die Vermietung möblierter Zimmer iſt 
im Gegenſatz zur Gaſtſtättenbeherbergung — ihrer Natur 
nach regelmäßig nicht auf nur vorübergehendes Wohnen 
abgeſtellt (Begründung des Wohnſitzes oder gewöhnlichen 
Aufenthalts: 95 13 und 14 StAnp®). Hier liegt (auch nach 
den jetzt gültigen USt DB 1938) ein ſteuerfreies Mietper⸗ 
hältnis hinſichtlich eines Grundſtücks⸗ Sachteiles 
vor.) Zum ſteuerfreien Entgelt gehören auch die Neben⸗ 
leiſtungen, wie Frühſtück, Licht uſw. Nur bei 
voller Verpflegung beſteht Umſatzſteuerpflicht, und 
zwar dann auch bezüglich des Frühſtücks (n icht aber für die 
eigentliche Zimmermiete). Auch der auf die 
Möbel entfallende Mietzinsanteil iſt dann zur Steuer 
heranzuziehen (gemiſchter Vertrag).) Meiſtens wird es zu 
einer Steuerfeſtſetzung in dieſen Fällen wegen der Klein⸗ 
Töne des § 63 USIDB (früher § 64 USt DB) nicht 
ommen. 


8. Berechtigungen, auf die die Vorſchriften des bürger⸗ 
lichen Rechts über Grundſtücke Anwendung finden 


Als ein grundſtſicksgleiches Recht gilt die Kohlen- 
abbaugerechtigkeit. 

Bei den Apothekenberechtigungen ſind zwei 
Gruppen zu unterſcheiden: ſubjektiv⸗dingliche 
und ſubjektiv⸗perſönliche Rechte. 


Der Rc hat für eine vor 1810 konzeſſionierte preußiſche 
Apothekengerechtigkeit die Steuerbefreiung der Verpachtung 
zugelaſſen, da das Recht durch Anlegung eines eigenen 
Grundbuchblatts und durch Eintragung in die Abteilung I 
grundſtücksgleichen (ſubjektiv⸗dinalichen) Charakter erhalten 
hatte.“) Anders lagen die Verhältniſſe dagegen bei einer 
ſubjektiv⸗perſönlichen Gerechtigkeit, für die ein Grundbuch- 
blatt nicht angelegt oder eine Eintragung in Abteilung II 
des für das Grundſtück beſtehenden Blattes erfolgte. Ein 
derartiges Recht kann nicht Gegenſtand eines Grundſtücks 
fein und damit zu keiner Steuerbefreiung führen.“) 


Steuerpflicht beſteht weiter bei den von den 
Jagdgenoſſenſchaften verpachteten Jagd⸗ 
rechten, beim Fiſchereirecht und bei der Patent. 
nutzung durch Lizenzgebühr.) Es liegt dabei 
eine Einräumung von Rechten vor. Dafür beſteht 
grundſätzlichkeine Befreiung. Siehe Abſchnitt 2 Abſatz 3. 


9. Staatliche Hoheitsrechte, die ſich auf die Nutzungen von 
Grund und Boden beziehen 


Zu den für eine Verpachtung in Betracht kommenden 
Hoheitsrechten ſind die Bergwerksregale der Länder 
(3. B. das preußiſche Bernſteinregal) und die Brücken ⸗ 
und Fährgerechtigkeiten zu zählen.“) Eine prak⸗ 
tiſche Anwendung der Vorſchrift kommt nur ſelten in 
Betracht. 


10. Buchnachweis für die ſteuerfreien Entgelte 


4 Beſondere Beſtimmungen (ſiehe z. B. 8 14 USIDB) find 
für die nach § 4 Ziffer 10 UStG befreiten Einnahmen oder 
Einnahmeteile nicht getroffen worden. Es gilt in ſolchen 
Fällen die allgemeine Regelung des $ 161 Abſatz 1 Ziffer 2 
AO, wonach dieſe Entgelte in der Buchführung erſichtlich zu 
machen ſind. 


ea 20.1.1939 S 4015—1 III (MSBL. 1939 


28) Siehe Preſſenotiz des Reichsminiſters der Finanzen 27. 12. 
1938: Abſatz 2 Ziffer 6 (RStBl. 1939 S. 8). 

20) Rdßß⸗Erlaß 7. 12. 1934 8 4030 — 50 III (RStBl. 1934 
S. 1542). 

do) Rh 11. 1. 1935 V A 127/84 (RStBl. 1935 ©. 636). 

1) NEO 17.7. 1928 V A 104/28 (RStBBl. 1928 S. 304). 

ze) Rc 5. 9. 1930 V A 1042/28 (RStigl. 1931 S. 152). 

83) Rh 10. 9. 1926 V A 94/26 8 (RStöbl. 1926 S. 335). 
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Die Erzwingungsstrafe (8 202 AO) von Steuerinspektor Albert Gierschmann, Graz 


. Einführung, 

. Anwendungsgebiet, 
Perſonenkreis, 

. Sachliche Beſchränkungen, 

. Sollvorſchriften, 

. Geldleiſtungen, 

. Ausſchluß von Zwangsmitteln, 
. Form der Anordnungen, 


9 A g . 9 d = 


1. Einführung 


Der Steuerpflichtige hat nicht bloß die Pflicht, 
Steuern zu zahlen, es trifft ihn auch eine eigene 
Hilfspflicht bei den Maßnahmen der Behörde zur 
Vorbereitung, Sicherung und Nachprüfung 
der Beſteuerung. Kraft dieſes Gewaltverhältniſſes der 
Finanzbehörde zu dem Steuerpflichtigen kann ihm vorge⸗ 
ſchrieben werden, was er zur Erfüllung des Zwecks dieſer 
Maßnahmen zu tun und zu unterlaſſen hat. Es können ihm 
auch im Einzelfall beſondere Befehle gegeben werden. 
Die Verwaltungsbehörde iſt dabei nur an den Rahmen des 
Geſetzes und an ihr pflichtmäßiges Ermeſſen 
gebunden (RF Gr. S. D 10/36 vom 19. 12. 1936, RStBl. 
1937 S. 1). 

Aber nicht nur der Steuerpflichtige, ſondern auch andere 
Perſonen ſind nach der Reichsabgabenordnung und nach den 
Steuergeſetzen oft zur Hilfeleiſtung gegenüber der Finanz⸗ 
behörde verpflichtet. Man denke nur an die vielfältigen 
Pflichten zur Auskunfterteilung u. ä. 


Das Finanzamt kann die Befolgung ſeiner Anordnun⸗ 
gen erforderlichenfalls erzwingen. 


§ 202 Ab ſ. 1 A O 
„Die Finanzämter können Anordnungen, die ſie im 
Beſteuerungsverfahren leinſchließlich der Vorbereitung, 
Sicherung und Nachprüfung der Beſteuerung) innerhalb 
ihrer geſetzlichen Befugniſſe treffen, durch Geldſtrafen, 
Ausführung auf Koſten des Pflichtigen und unmittelbar 
erzwingen.“ 


2. Anwendungsgebiet 


Der Finanzzwang kann angewendet werden im Beſteue⸗ 
rungsverfahren, das heißt alſo im Steuer erm ittlungs⸗ 
verfahren, im Steuer auf ſichts verfahren, im He⸗ 
bung s verfahren, im Beitreibungs verfahren, im 
Rechtsmittel verfahren und im Straf verfahren. 
In letzterem jedoch mit der Einſchränkung, daß gegen den 
Beſchuldigten ſelbſt Zwangsmittel nach § 202 AD nicht zu⸗ 
läſſig ſind. Außerdem kann der Finanzzwang auch angewen⸗ 
det werden im Erſtattungsverfahren und im Vergütungs⸗ 
verfahren. 

Grundſätzlich find al le Anordnungen der Finanzbehör⸗ 
den erzwingbar, die im Beſteuerungsverfahren auf Grund 
einer entſprechenden geſetzlichen Ermächtigung getroffen 
werden. Eine Anordnung nach § 202 AD kann auch einen 
im Geſetz ſelbſt enthaltenen Rechtsbefehl zum Inhalt haben. 
Das gilt auch, wenn die Nichtbeachtung einer Anordnung 
unter Strafe geſtellt iſt; denn die Ermittlung des Steuer⸗ 
anſpruchs bildet den Mittelpunkt des Verfahrens vor 
dem Finanzamt. Daß durch ein Geſetz beſtimmte Hilfs⸗ 
pflichten dem Steuerpflichtigen auferlegt und ihre Nicht⸗ 
beachtung unter Strafe geſtellt ſind, bringt das Finanzamt 
nicht weiter in der Feſtſtellung des Steueran- 
ſpruchs. Es entſpricht daher einem Bedürfnis der Ver⸗ 
waltung, daß ſie in den Stand geſetzt wird, auch einen im 
Geſetz enthaltenen Rechtsbefehl durch eine eigene Anordnung 
(durch der Wiederholung fähige Androhung von Zwangs⸗ 
mitteln) zu erzwingen. 


9. Aufforderung und Androhung, 
10. Keine mündliche Androhung 

11. Höhe der Geldſtrafe, 

12. Erſatzhaftſtrafe, 

13. Strafvollſtreckung, 

14. Verjährung, 

15. Offentliche Behörden und Beamte, 
16. Rechtsmittel. 


Nach der bisherigen Faſſung des 8 413 AD war eine 
Konkurrenz zwiſchen § 413 und § 202 A0 ausgeſchloſſen. 
Nach der Neufaſſung des § 413 (in der ab 1. Juli 1939 
gültigen Faſſung) iſt dieſes Verbot aufgehoben worden. Es 
beſteht alſo die Möglichkeit, daß wegen einer Steuerord⸗ 
nungswidrigkeit eine Geldſtrafe nach 8 413 AO feſtgeſetzt 
werden kann und die Beſeitigung dieſer Ordnungswidrig⸗ 
keit nach 8 202 AO erzwungen wird. 


3. Perſonenkreis 

Hinſichtlich des Perſonenkreiſes enthält § 202 nur die 
einzige Ausnahme, daß gegen öffentliche Behörden 
Zwangsmittel nicht zuläſſig ſind (8 202 Abſatz 5). 

Von dieſer Ausnahme abgeſehen, ſind Zwangsmittel ſo⸗ 
wohl gegen natürliche als auch gegen juriſtiſche 
Perſonen anwendbar, ſowohl gegen den Steuer p flich⸗ 
tigen als auch gegen Vertreter, Verwalter, Be⸗ 
vollmächtigte, Auskunftsperſonen, Sach⸗ 
verſtändige uſw. 

Anordnungen, die eine Körperſchaft betreffen, 
können ſowohl gegenüber der Körperſchaft, vertreten 
durch den Vorſtand, als auch gegenüber dem Vor ſtand 
perſönlich erzwungen werden. Es ſteht in der Wahl des 
Finanzamts, ob es eine Anordnung an die Körperſchaft oder 
an den geſetzlichen Vertreter perſönlich richten will. 

Der geſetzliche Vertreter einer Körperſchaft kann ſich der 
Pflicht, einer Anordnung des Finanzamts nachzukommen, 
nicht entziehen. Der Reichsfinanzhof hat z. B. entſchieden, 
daß der Einwand einer Aktiengeſellſchaft, ihr Vorſtand habe 
die ihr obliegende Pflicht für ſie nicht erfüllen können, weil 
ihm der Aufſichtsrat die Erfüllung unterſagt habe, re cht⸗ 
lich unzuläſſig it (RSS IA 2925 Urteil vom 
13. März 1925, RStBl. 1925 S. 103). 


4. Sachliche Beſchränkungen 


In fachlicher Hinſicht ſind für eine Beſchränkung des 
Finanzzwanges die folgenden Einſchränkungen gegeben: 


a) Die Befolgung von Sollvorſchriften kann im allgemeinen 
nicht erzwungen werden; 

b) Geldleiſtungen, die nach den Steuergeſetzen geſchuldet 
werden, können nicht erzwungen werden; 

c) Wo das Geſetz Zwang ausdrücklich ausſchließt, findet 
§ 202 AO niemals Anwendung. 


5. Sollvorſchriften 
Im Gegenſatz zu den Muß vorſchriften, die einen ge» 
ſetzlichen Befehl enthalten, etwas zu tun oder zu unter⸗ 
laſſen, enthalten die Soll vorſchriften regelmäßig nur eine 
Empfehlung des Geſetzgebers, etwas zu tun oder zu 
unterlaſſen. Die Nichtbeachtung ſolcher Beſtimmungen kann 
für den Steuerpflichtigen wohl ſteuerliche Nachteile, wie 
z. B. Schätzung der Beſteuerungsgrundlagen uſw., nach ſich 
ziehen, in der Regel aber keine Erzwingung nach § 202 AD. 
Beiſpiel: die im § 162 AD enthaltenen Beſtimmungen. 
„Das Finanzamt kann im Einzelfall aber dem Steuer⸗ 
pflichtigen (beſonders wird dies im Steueraufſichtsverfahren 
der Fall ſein) beſondere Befehle erteilen. Es kann alſo 


S. 204 / Deutsche Steuer-Zeitung u. Wirtschaftlicher Beobachter / 28. Jahrg. /Nr. 42 / 21. Oktober 1939 


nach pflichtmäßigem Ermeſſen auch anordnen, daß Soll- 
vorſchriften zu befolgen ſind. In ſolchen Fällen ſind auch die 
Anordnungen nach § 202 A0 erzwingbar. 


6. Geldleiſtungen 

§ 374 AO gemäß können nach $ 202 AO nur andere 
Leiſtungen als Geldleiſtungen erzwungen werden. 
Zur Erzwingung von Geldleiſtungen (Steuern, Ge⸗ 
bühren, Sicherheitsleiſtungen in Geld, Beiträgen, Zinſen, 
Zuſchlägen uſw.) iſt nur das Beitreibungsver ⸗ 
fahren anwendbar. § 326 AD beſtimmt: Leiſtungen, die 
nach den Steuergeſetzen geſchuldet werden, können im Ver⸗ 
waltungsweg erzwungen werden. 

Es kann alſo die Abgabe einer Lohnſteueranmeldung 
oder einer Umſatzſteuervoranmeldung nach § 202 AD er⸗ 
zwungen werden, nicht aber die Zahlung der Lohnſteuer 
oder der Umſatzſteuer. Letztere müſſen im Verwal⸗ 
tungszwangsverfahrenbeigetrieben werden. 


7. Ausſchluß von Zwangsmitteln 

Zwangsmittel können dort nicht angewendet werden, 
wo Zwang durch geſetzliche Vorſchriften ausdrücklich ausge⸗ 
ſchloſſen iſt. 

Beiſpiele: 

A. § 174 AO beſtimmt. daß eine eidesſtattliche Verſicherung durch 
den Steuerpflichtigen nicht erzwungen werden kann. Wohl aber 
kann das Finanzamt verlangen, daß der Steuerpflichtige er⸗ 
klärt, ob er bereit iſt, die eidesſtattliche Verſicherung abzu⸗ 
geben. Die Abgabe dieſer Erklärung kann nach $ 202 ers 
zwungen werden. 

B. Die 88 175 und folgenden behandeln die Fälle, in denen die 
Auskunft verweigert werden kann. Dieſe Auskünfte können 
alſo niemals durch Strafen erzwungen werden. § 441 AO 
gemäß kann im Strafverfahren der Beſchuldigte nicht zum Er⸗ 
ſcheinen vor dem Finanzamt gezwungen werden. 


§ 202 A b ſ. 6 
„Bevor ein Zwangsmittel feſtgeſetzt wird, muß der 
Pflichtige unter Androhung des Zwangsmittels mit 
Setzung einer angemeſſenen Friſt zur Vornahme der von 
ihm geforderten Handlung aufgefordert werden. Die Auf⸗ 
forderung und die Androhung müſſen ſchriftlich ge⸗ 
ſchehen, außer wenn Gefahr im Verzug liegt.“ 


8. Form der Anordnungen 

Die Anordnungen des Finanzamts müſſen in der Regel 
ſchriftlich erfolgen. Die Anordnungen (Finanzbefehle), 
die nach § 202 XD ergehen, müſſen jo beſtimmt fein, 
daß der Betroffene klar erkennen kann, was von ihm ver ⸗ 
langt wird, und ein Zweifel über das von ihm Ver⸗ 
langte nicht möglich iſt. Bei Anordnung einer Aus⸗ 
kunft muß der Betroffene aus der Verfügung entnehmen 
können, über welche Tatſachen er Auskunft geben ſoll 
en vom 22. Dezember 1921, RStBl. 1922 
S. 157). 


9. Aufforderung und Androhung 

Die Aufforderung, etwas zu tun oder zu unter⸗ 
laſſen, kann gleichzeitig mit der Androhung 
der Erzwingungsſtrafe erfolgen. Es iſt zwar üb⸗ 
lich, zunächſt Aufforderungen ohne Strafandrohung zu er⸗ 
laſſen. Notwendig iſt das jedoch nicht. Beſonders bei 
Steuerpflichtigen, die als ſäumig bekannt find, wird man 
ſofort mit der Aufforderung eine Strafandrohung 
verbinden. 

Die Friſt zur Ausführung des geſtellten Verlangens 
muß ſo bemeſſen ſein, daß die Ausführung auch innerhalb 
dieſer Friſt möglich iſt. 

Endlich können auch nur Anordnungen erzwungen 
werden, deren Vornahme allein von dem Willen 
des Betroffenen abhängt. 

Beiſpiel: E Bi 
Der Steuerpflichtige iſt 8 171 AO gemäß nicht verpflichtet, 
Unterlagen, die ihm nicht zur Verfügung ſtehen, auf feine 
Koſten zu beſchaffen. Vorzulegen hat er nach dieſer Vorſchrift 


nur Bücher und Urkunden, die er hat. Eine Verpflichtung zur 
Beſchaffung von Urkunden aus Eigentum und Gewahrſam 
dritter Perſonen kann aus § 171 nicht entnommen werden 
(RFH VIA 276/38. Urteil vom 25. Mai 1938, RStBl. 1938 
S. 619). Folglich kann auch die Vorlage ſolcher Unterlagen 
nicht erzwungen werden. 


Dagegen kann ein Finanzbefehl erteilt werden, 
wenn es ſich um ſtrittige Fragen handelt, z. B. wenn bet 
Erlaß des Finanzbefehls die Frage ſtrittig iſt, ob der Auf⸗ 
geforderte der Steuerpflicht, von der die Berechtigung 
des Befehls abhängt, unterliegt. Das Finanzamt hat 
in ſolchen Fällen nach ſeinem pflichtmäßigen Er⸗ 
meſſen zu entſcheiden, ob die Möglichkeit des Beſtehens 
der Steuerpflicht vorliegt. 


10. Keine mündliche Androhung 

Erzwingungsſtrafen müſſen ſchriftlich angedroht 
werden. Die mündliche Androhung einer Erzwingungs⸗ 
ſtrafe durch einen Beamten des Finanzamts genügt in 
keinem Fall. 

Ehe eine ſchriftliche Androhung eines Zwangs⸗ 
mittels vorliegt, iſt der Regel nach anzunehmen, daß keine 
Androhung im Sinn von $ 202 AD vorliegt, ſondern, daß 
es ſich höchſtens um die Ankündigung handelt, daß ein 
Zwangsmittel angedroht werden wird. Bei münd- 
lichen Außerungen, ſoweit ihnen überhaupt eine Rechts⸗ 
wirkung zukommen könnte, ſpricht die Vermutung da⸗ 
gegen, daß der Beamte ein Zwangsmittel ſchon endgültig 
habe androhen wollen. 


11. Höhe der Geldſtrafe 


Die einzelne Geldſtrafe darf fünftauſend Reichs ⸗ 
mark nicht überſteigen. Bis zu dieſem Betrag hat 
das Finanzamt nach Seinem Ermeſſen zu entſchei⸗ 
den. Bei der Androhung einer Geldſtrafe darf es daher 
nicht willkürlich entſcheiden. Insbeſondere dürfen 
auch die perſönlichen und wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe nicht außer acht gelaſſen werden. 


12. Erſatzhaftſtrafe 

Wird die Strafe gegen eine natürliche Perſon an⸗ 
gedroht, ſo iſt zugleich die Dauer der Haft, die für den 
Fall des Unvermögens an die Stelle der Geldſtrafe 
treten ſoll, feſtzuſetzen. Die Dauer der Haftſtrafe, die im 
Höchſtfall vier Wochen betragen darf, ſetzt das Finanz ⸗ 
amt nach freiem Ermeſſen feſt. Dabei muß es nach 
Recht und Billigkeit verfahren. 

Iſt es in der Strafandrohung unterblieben, die 
Dauer der Erſatzhaftſtrafe anzudrohen, ſo iſt damit die 
Strafandrohung nicht unwirkſam. Die Geldſtrafe 
kann gleichwohl feſtgeſetzt und nötigenfalls beigetrieben 
werden. Es kann aber im Nichtbeitreibungsfall keine Um⸗ 
wandlung der Geldſtrafe in Haftſtrafe erfolgen. 

Gegen Körperſchaften und ähnliche Ge⸗ 
9 0 kann nur Geldſtrafe angedroht und feſtgeſetzt 
werden. 


13. Strafvollſtreckung 

Eine feſtgeſetzte Geldſtrafe, die nicht freiwillig bezahlt 
wird, iſt vom Finanzamt beizutreiben. Iſt die Bei⸗ 
treibung erfolglos, ſo iſt die Haftſtrafe zu voll⸗ 
ſtrecken. Mehrere Haftſtrafen werden in der Weiſe zuſammen⸗ 
gezogen, daß die höchſte verwirkte Strafe erhöht wird. 
Die Höchſtdauer beträgt bei zuſammengezogenen Strafen 
drei Monate. 

Das Finanzamt richtet das Erſuchen um Vollſtreckung 
der Haftſtrafe an die für die Vollſtreckung gerichtlich 
erkannter Strafen zuſtändige Behörde, alſo in der Regel an 
das Amtsgericht. 


14. Verjährung 

Die Erzwingungsſtrafe verjährt ineinem Jahr 
(8 144 AO). Nachdem der Anſpruch auf die Geldſtrafe ver ⸗ 
jährt iſt, darf die Haft nicht mehr vollſtreckt werden 
(8 202 Abſ. 7). 
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Die Haftſtrafe unterliegt alfo nicht einer ſelbſtän⸗ 
digen Verjährung. Die Vorſchriften der Reichsabgaben⸗ 
ordnung über Unterbrechung und Hemmung der 
Verjährung gelten auch für die Erzwingungs⸗ 
ſtrafen. 

8 202 A bſ. 7 


„Wer meint, zur Erfüllung der Aufforderung nicht 
verpflichtet zu ſein, hat dies dem Finanzamt rechtzeitig 
unter Darlegung der Gründe mitzuteilen.“ 


15. Öffentliche Behörden und Beamte 


8 202 Abs. 5 AO gemäß find Zwangsmittel gegen 
öffentliche Behörden nicht zuläſſig. Die Finanz⸗ 
behörden können daher, wenn eine öffentliche Behörde einem 
Amtshilfeerſuchen nicht nachkommt, nur Abhilfe durch eine 
Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde erreichen. 

Auch in den Fällen, in denen öffentliche Behörden 
ſelbſt ſteuerpflichtig find, kann das Finanzamt ſeine An⸗ 
ordnungen nicht erzwingen. Alle Pflichten, die öffentliche 


Behörden und Beamte in dieſer Eigenſchaft zu erfüllen 
haben, ſind ein Teil ihrer dienſtlichen Aufgabe. Auch die 
Pflichten, die Behörden und Beamte als Vertreter einer 
ſelbſt ſteuerpflichtigen Körperſchaft des öffentlichen Rechts 
haben, alſo auch die Pflichten, die den Steuerpflichtigen als 
ſolchen treffen. 


16. Rechtsmittel 


Gegenüber dem Finanzbefehl iſt die Beſchwerde nach 
8237 AD zuläſſig. Die Friſt zur Einlegung der Beſchwerde 
beträgt einen Monat vom Tag der Zuſtellung oder der Be⸗ 
kanntgabe ab. Wenn das Finanzamt der Beſchwerde nicht 
abhelfen will, ſo entſcheidet darüber der Oberfinanzpräſident. 
Gegen eine Beſchwerdeentſcheidung des Oberfinanzpräſidenten 
iſt, ſoweit es ſich um die Anordnung und Androhung handelt, 
die Rechtsbeſchwerde an den Reichsfinanzhof 
zuläſſig. 

Die Aufhebung eines Finanzbefehls wirkt nicht rück⸗ 
wirkend, ſondern grundſätzlich erſt vom Tag der Auf⸗ 
hebung ab. 


Die Ordnungstrafe 8 413 AO“) von Steuerinspektor Albert Gierschmann, Graz 


1. Wortlaut des $413 AO, 

. Perſonenkreis, 

8. Verletzung der Buchführungs⸗ und 
ſonſtigen Aufzeichnungspflichten, 

Helfer in Steuerſachen, 

5. Vorſatz und Fahrläſſigkeit, 

6. Täter, Mittäter, mittelbarer Täter, 


D 
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1. Wortlaut des 8 413 AO 


Durch das Geſetz zur Anderung der Reichsabgaben⸗ 
ordnung vom 4. Juli 1939 (RG Bl. S. 1181) iſt auch eine 
Neufaſſung des § 413, der die Strafbarkeit von 
a behandelt, er⸗ 
olgt. 

§ 413 AO hat nunmehr die folgende Faſſung: 

„(1) Steuerordnungswidrigkeit begeht: 

1. wer, ohne den Tatbeſtand eines anderen Steuerver— 
gehens zu erfüllen, als Steuerpflichtiger oder bei 
Wahrnehmung der Angelegenheiten eines Steuer⸗ 
pflichtigen einem Steuergeſetz oder einer im Beſteue⸗ 
rungsverfahren ergangenen Verfügung, die einen 
Hinweis auf die Strafbarkeit enthält, vorſätzlich oder 
fahrläſſig zuwiderhandelt; 


2. wer, ohne den Tatbeſtand einer anderen ſtrafbaren 
Handlung zu erfüllen, einem Geſetz, das die Einfuhr, 
Ausfuhr oder Durchfuhr von Waren verbietet, oder 
einer zur Durchführung eines ſolchen Geſetzes erlaſſe⸗ 
nen Verfügung, die einen Hinweis auf die Strafbar- 
keit enthält, vorſätzlich oder fahrläſſig zuwiderhandelt; 


3. wer dem 8 107 a oder dem $ 164 a vorſätzlich oder fahr⸗ 
läſſig zuwiderhandelt. 


(2) Der Täter wird mit Geldſtrafe bis zu zehn⸗ 
tauſend Reichsmark beſtraft. 

(3) Die Nichtbefolgung einer Sollvorſchrift iſt nicht 
ſtrafbar. Die Verſäumung eines Zahlungstermins iſt 
für ſich allein nicht ſtrafbar.“ 


2. Perſonenkreis 
Gegenüber der bisherigen Faſſung iſt der Perſonen⸗ 
kreis, der eine nach § 413 AD ſtrafbare Ordnungswidrigkeit 


) Der Aufſatz „Die Ordnungsſtrafe“ in DStz3 1938 Nr. 16/17 
iſt durch die Neufaſſung des 8 413 AO überholt. 


7. Strafausſchließungsgründe, unabwendbarer Zufall, 
8. Verſäumung eines Zahlungstermins, 

9. Verjährung der Strafverfolgung, 

10. Höhe der Geldſtrafe, 

11. Verfahren, 

12. Verjährung der Strafvollitredung, 

13. 8 413 AO und 8 202 AO. 


begehen kann, im Abſatz 1 enger wie bisher, Abſätzen 2 und 
3 gemäß kann jedoch ein weiterer Perſonenkreis in Betracht 
kommen kann. 


Eine nach Abſatz 1 ſtrafbare Steuerordnungswidrigkeit 
können nur begehen: 


1. der Steuerpflichtige, 


2. wer mit der Wahrnehmung von Angelegen⸗ 
heiten eines Steuerpflichtigen betraut iſt. 


Steuerpflichtiger im Sinn der Reichsabgabenordnung 
iſt, wer eine Steuer nach den Steuergeſetzen als Steuer⸗ 
ſchuldner zu entrichten hat (897 Abſatz 1 AO). 


Dem Steuerpflichtigen gleichgeſtellt iſt, wer eine 
Steuererklärung abzugeben hat (Hinweis auf 8. 167 
Abſatz 1 AO). Die Vorſchriften für die Steuerpflichtigen 
gelten außerdem ſinngemäß: 


1. auch für die Perſonen, die nach den Steuergeſetzen neben 
dem Steuerpflichtigen oder an deſſen Stelle perſönlich 
für die Steuer haften (897 Abſatz 2 AD); 


2. für die Perſonen, die zur Entrichtung des Werts von 
Steuerzeichen einer Finanzbehörde gegenüber verpflichtet 
find (§ 97 Abſatz 3 AO) (Hinweis auf Barske, Die 
Reichsabgabenordnung, S. 72). 


Angelegenheiten eines Steuerpflichtigen können an⸗ 
dere Perſonen und Perſonengemeinſchaften in größerem 
oder geringerem Umfang wahrnehmen. Der Begriff „An⸗ 
gelegenheiten eines Steuerpflichtigen“ findet ſich auch im 
§ 402 (Steuergefährdung). Das Reichsgericht hat in einem 
in einer Strafſache wegen Steuergefährdung ergangenen 
Urteil entſchieden, daß es dem Sinn und dem Zweck des 
Geſetzes entſpreche, daß der Begriff „Wahrnehmung der An⸗ 
gelegenheiten eines Steuerpflichtigen“ möglichſt weit aus⸗ 
gelegt werde: denn es handele ſich um ein Finanzſchutzgeſetz, 
in dem die allgemein gehaltene Wendung „bei Wahrneh⸗ 
mung der Angelegenheiten eines Steuerpflichtigen“ offen⸗ 
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bar abſichtlich gewählt worden ift, um ihm ein möglichſt 
weites Anwendungsgebiet zu eröffnen. Der Begriff „Wahr⸗ 
nehmung der Angelegenheiten eines Steuerpflichtigen“ 
fordert nicht notwendig ein Tätigwerden gegenüber 
Dritten. Hinweis auf Gierſchmann, Steuerhinterziehung 
und Steuergefährdung, DStZ 1936 Nr. 12. 

Dieſe Auslegung gilt ohne weiteres auch für § 413 Ab⸗ 
ſatz 1 AO in der nunmehrigen Faſſung. 

Eine ſtrafbare Steuerordnungswidrigkeit im Sinn von 
8 413 Abſatz 1 kann demzufolge nur der Steuerpflichtige oder 
eine ihm gleichgeſtellte Perſon oder eine Perſon, die mit der 
Wahrnehmung von Angelegenheiten eines Steuerpflichtigen 
betraut iſt, begehen. Andere Perſonen können demgemäß 
eine Steuerordnungswidrigkeit im Sinn des § 413 Abſatz 1 
AD nicht begehen. 

Anders verhält es ſich mit dem Perſonenkreis, der die 
ſtrafbaren Ordnungswidrigkeiten nach Ab⸗ 
ſätzen 2 und 3 begehen kann. Hier beſtimmt das Geſetz, 
„wer“ zuwiderhandele, begehe eine Steuerordnungswidrig⸗ 
keit. Es wendet ſich alſo an al le Perſonen, ohne Rickſicht 
darauf, ob es ſich um Steuerpflichtige handelt oder nicht. 


Vorausſetzung einer Steuerordnungswidrigkeit iſt bei 
Vergehen gegen Abſatz 1, daß der Tatbeſtand eines an- 
deren Steuervergehens nicht erfüllt ſein darf, es darf 
alſo insbeſondere der Tatbeſtand der Steuer hinter ⸗ 
ziehung, der Steuerhehlerei, der Steuer gefähr 
dung uſw. nicht vorliegen. Bei Vergehen gegen Abſatz 2 
darf nicht der Tatbeſtand einer anderen ſtrafbaren Handlung, 
die nicht ein Steuervergehen zu ſein braucht, vorliegen. 

Wenn keine nach einer anderen Vorſchrift ſtrafbare 
Steuerzuwiderhandlung vorliegt, dann liegt bei Abſatz 1 eine 
Steuerordnungswidrigkeit vor, wenn der Täter entweder 
einem Steuergeſetz oder einer im Beſteuerungsverfah⸗ 
ren ergangenen Verfügung, die einen Hinweis auf 
die Strafbarkeit enthält, zuwiderhandelt. 

Nicht alle Zuwiderhandlungen gegen ein Steuer⸗ 
geſetz find ſtrafbar. Keine Steuerordnungswidrigkeiten 
im Sinn von $ 413 Abſatz 1 AO find Nichtbefolgung 
von Sollvorſchriften (Hinweis auf $ 413 Abſatz 3). 

Wie alle Geſetze überhaupt, ſo enthalten auch 
die Steuer geſetze verſchiedene Arten von Vorſchriften, die 
man in Muß vorſchriften und in Sol bvorſchriften einteilt. 
Mu ßvorſchriften enthalten einen ſtaatlichen Befehl, 
etwas zu tun oder zu unterlaſſen. Nur die Verletzung ſol⸗ 
cher Vorſchriften iſt ſtraf bar. Liegt bei einer Nichtbefol⸗ 
gung von Mußvorſchriften ein anderes Steuervergehen 
nicht vor, ſo handelt es ſich um eine ſtrafbare 
Steuerordnungswidrigkeit. 

Soll vorſchriften enthalten eine Empfehlun 911 5 
Geſetzgebers, etwas zu tun oder zu unterlaſſen. Die Nicht⸗ 
befolgung ſolcher Vorſchriften iſt nicht ſtrafbar. Die 
Nichtbefolgung ſolcher Vorſchriften kann dagegen an dere 
ſteuerliche Nachteile, wie z. B. Schätzung der Beſteue ⸗ 
rungsgrundlagen, Verwerfung der Buch⸗ 
führung u. ä., nach lich ziehen. 

„Steuergeſetze“ ſind die im § 2 der Reichsabgaben⸗ 
ordnung ausdrücklich als ſolche bezeichneten Geſetze: 


1. 1 e und das Steueranpaſſungs⸗ 
geſetz, 

das Reichsbewertungsgeſetz, 

die ſteuerlichen Vorſchriften des Finanzausgleichsgeſetzes, 
das Geſetz über die gegenſeitige Beſteuerung, 

die Geſetze, die die einzelnen Steuern, für die die Reichs⸗ 
abgabenordnung gilt, regeln oder ſichern (alſo 3. B. das 
Einkommenſteuergeſetz, das Umſatzſteuergeſetz und die 
entſprechenden Durchführungsbeſtimmungen). 


Zu den Steuergeſetzen gehören auch die Verord⸗ 
nungen mit Geſetzeskraft; denn § 2 Abſatz 1 AD gemäß 
iſt Geſetz im Sinn der Reichsabgabenordnung je de 
Rechtsnorm. Unter den Begriff der Rechtsnormen fallen 
alle Beſtimmungen, die inhalllich Recht ſetzen (Geſetze im 
materiellen Sinn). Zu den Rechtsnormen gehören alſo nicht 


nur ſolche Beſtimmungen, die auf dem Geſetzgebungs⸗ 
weg erlaſſen find (Geſetz im formellen Sinn), ſondern 
auch ſolche Beſtimmungen, die auf dem Verordnungs⸗ 
weg ſtatt auf dem Geſetzgebungsweg erlaſſen ſind 
(Rechtsverordnungen). Wegen der Ermächtigung 
des Reichsminiſters der Finanzen zum Erlaß von Rechts⸗ 
verordnungen Hinweis z. B. auf §8 12 und 13 AD und 
§ 18 UStG. Keine Rechtsverordnungen find dagegen die 
Verwaltungsverordnungen, z. B. die Veran⸗ 
lagungsrichtlinien (Hinweis auf Barske, S. 24/25). 

Die Zuwiderhandlung gegen eine im Beſteuerungsver⸗ 
fahren ergangene Verfügung iſt nur dann eine ſtrafbare 
Ordnungswidrigkeit, wenn dieſe Verfügung einen Hin⸗ 
weis auf die Strafbarkeit bei Nichtbefolgung enthält. 
Die Verfügung muß im Beſteuerungs verfahren, 
alſo im Ermittlungs-, Feſtſetzungs⸗, Hebungs⸗, Steuerauf⸗ 
ſichts⸗, Beitreibungs⸗ oder Strafverfahren, ergangen ſein. 

Verfügungen find 891 Abſatz 1 AO gemäß Entſchei⸗ 
dungen, Beſchlüſſe und Anordnungen, kurz: 
alle Maßnahmen, die die Behörde im Beſteuerungsverfahren 
dem einzelnen gegenüber trifit. 


Das Finanzamt iſt auch nicht gehindert, nach pflicht⸗ 
mäßigem Ermeſſen durch eine beſondere Verfügung unter 
Hinweis auf die Strafbarkeit bei Nichtbefolgung die Befol⸗ 
gung von Soll vorſchriften dem Steuerpflichtigen borzu- 
ſchreiben, z. B. die Einhaltung beſtimmter Vorſchriften bei 
der Buchführung (Hinweis auf § 162 AO). 


3. Verletzung der Buchführungs⸗ und ſonſtigen Aufzeich⸗ 
nungspflichten 
Eine nach § 413 Abſatz 1 AO zu ahndende Steuerord⸗ 
nungswidrigkeit liegt z. B. bei Verletzung der Buchführungs⸗ 
305 ſonſtigen Aufzeichnungspflichten nach 88 160 und 161 
vor. 


Es liegt auch eine Steuerordnungswidrigkeit vor, wenn 
jemand als Vollkaufmann eine jo mangelhafte Buch⸗ 
führung hat, daß fie im Sinn der 88 88 u. f. HGB überhaupt 
nicht als wirkliche Buchführung gelten kann und ihrer 
völligen Unterlaſſung gleichzuſetzen iſt, oder wenn 
die handelsrechtliche Buchführung unterlaſſen iſt. Die 
Buchführung iſt dann gleichzeitig im Intereſſe der 
Beſteuerung verletzt. Damit iſt, wenn nicht ein anderes 
Steuervergehen vorliegt, eine Steuerordnungs⸗ 
widrigkeit begangen, die nach § 413 Abſatz 1 AO zu 
beſtrafen iſt. 


Auch in 91 Abſatz 1 der Verordnung über die Führung 
eines Wareneingangsbuchs iſt beſtimmt, daß die Unter⸗ 
laſſung der Führung ſtrafbar iſt. Abſatz 10 beſtimmt: 


„Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung ſind 
nach § 413 der Reichsabgabenordnung ſtrafbar, wenn nicht 
nach anderen Vorſchriften (zum Beiſpiel nach § 396 oder 
nach § 402 der Reichsabgabenordnung) eine ſchwerere 
Strafe verwirkt iſt ...“ 


„Die gleichen Strafbeſtimmungen gelten auch für Zu⸗ 
widerhandlungen gegen die Führung eines Waren aus⸗ 
gangs buchs. 


4. Helfer in Steuerſachen 


Perſonen, die geſchäftsmäßig Hilfe in Steuerſachen 
leiſten, insbeſondere geſchäftsmäßig Rat in Steuerſachen er⸗ 
teilen, bedürfen dazu der vorherigen allgemeinen Er ⸗ 
laubnis des Finanzamts (Hinweis auf § 107 a 
Abſatz 1 AO). Zuwiderhandlungen ſind nach § 413 Abſatz 1 
Ziffer 3 AO als Steuerordnungswidrigkeiten ſtrafbar. Nach 
§ 1 der Verordnung zur Durchführung des § 107 a AO vom 
11. Januar 1936 (RStBl. 1936 S. 65) umfaßt der Begriff 
der Hilfeleiſtung in Steuerſachen auch die Hilfeleiſtung bei 
der Erfüllung der Buchführungspflichten, die auf 
Grund der Steuergeſetze beſtehen (3. B. §§ 160 und 161 AD). 

8 413 Abſatz 1 Ziffer 3 AO ahndet auch den ge⸗ 
ſchäfts mäßigen Hinweis auf Steuererſpa⸗ 
rungen als Steuerordnungswidrigkeit. 
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5. Vorſatz und Fahrläſſigkeit 


Im 8 413 A0 alter Faſſung wurde ein Verſchul⸗ 
den nicht erfordert. Es wurde ein ſolches nur bis zum 
Beweis des Gegenteils vermutet. In der jetzt gülti⸗ 
gen Faſſung erfordert § 413 zur Strafbarkeit ein vor⸗ 
Ni oder fahrläſſiges Zuwiderhan⸗ 

eln. 

Vorſätzlich handelt, wer die Tat mit Wiſſen 
und Willen begeht und ſich dabei bewußt iſt, Un⸗ 
recht zu tun oder gegen ein Geſetz zu ver⸗ 
ſto ßen. 

Vorſätzlich handelt auch, wer es zwar nur für 
möglich hält oder doch in Kauf nimmt, daß der 
Erfolg herbeigeführt wird und damit Unrecht tut oder 
gegen ein Geſetz verſtößt (bedingter Vorſatz). 

Fahrläſſig handelt, wer aus Mangel an der pflicht⸗ 
mäßigen Sorgfalt entweder es nicht vorausſieht, 
daß er den Erfolg herbeiführt oder, obwohl er es für möglich 
hält, darauf vertraut, daß der Erfolg ausbleibt. 

Fahrläſſig handelt auch, wer aus demſelben Grund 
ni 0 59 rkennt, daß er Unrecht tut oder gegen ein Geſetz 
verſtößt. 


6. Täter, Mittäter, mittelbarer Täter 


Strafbare Steuerordnungswidrigkeiten im Sinn von 
§ 413 AD können auch als Mittäter und auch in 
mittelbarer Täterſchaft begangen werden, insbeſon⸗ 
dere auch durch Anſtiftung und Beihilfe. 


7. Strafausſchließungsgründe, unabwendbarer Zufall 


8 395 AO gemäß bleibt ſtraffrei, wer im unver⸗ 
ſchuldeten Irrtum über das Beſtehen oder die 
Anwendbarkeit ſteuerrechtlicher Vorſchriften die Tat 
für erlaubt gehalten hat. Dieſe Vorſchrift gilt auch bei 
Vergehen gegen 8 413 A O. 

Der Irrtum muß unverſchuldet ſein. Es iſt aber 
zu beachten, daß jeder Steuerpflichtige, insbeſondere jeder 
Gewerbetreibende, die Pflicht hat, ſich eine möglichſt 
ſchnelle und umfaſſende Kenntnis über alle für ſein Tätig⸗ 
keitsgebiet in Betracht kommenden geſetzlichen Vorſchriften 
zu verſchaffen. Tut er das nicht, handelt er mindeſtens 
fahrläſſig, alſo nicht un verſchuldet, ſondern ver- 
ſchuldet. 

Ein unabwendbarer Zufall liegt vor, wenn 
der Zufall ſelbſt bei der äußerſten, nach Lage der Sache 
vernünftigerweiſe zu verwendenden Vorſicht weder ganz ver⸗ 
hindert noch unſchädlich gemacht werden konnte. 


8. Verſäumung eines Zahlungstermins 


8 413 Abſatz 3 AO beſtimmt, daß die Verſäumung 
eines Zahlungstermins für ſichallein nicht 
ſtrafbar iſt. Das war auch bisher ſchon die Anſicht des 
Reichsgerichts. Sie iſt nunmehr geſetzlich verankert. 


9. Verjährung der Strafverfolgung 


8 419 Abſatz 1 AO gemäß verjährt die Strafverfol⸗ 
gung von Steuerordnungswidrigkeiten in einem Jahr. 

Die Verjährung beginnt mit dem Tag, an dem die 
Ordnungswidrigkeit begangen worden iſt, oh ne Rück⸗ 
ſicht auf den Zeitpunkt des eingetretenen Er- 
folges (68 67 Abſatz 4 des Strafgeſetzbuches). 

Bei Ordnungswidrigkeiten handelt es ſich in 
der Regel um Unterlaſſungen. Hinſichtlich der Ver⸗ 
jährung der Strafverfolgung von Unterlaſ⸗ 
ſungen hat das Reichsgericht (RGSt. Bd. 62 S. 212) aus⸗ 
geführt: 

„Wenn eine ſtrafbare Zuwiderhandlung durch 
Unterlaſſen begangen wird, ſo braucht nicht jedes 
einzelne Unterlaſſen gebotener Handlungen eine für 
ſich beſtehende Straftat darzuſtellen. Vielmehr 
können andauernde Unterlaffungen, wenn ſie vorſätz⸗ 
lich erfolgen, bei Einheitlichkeit des Vorſatzes ein in 


Fortſetzungszuſammenhang ſtehendes Zu⸗ 
widerhandeln bilden, anderſeits aber im Fall der Fahr⸗ 
läſſigkeit ein Dauervergehen darſtellen. Das kann 
namentlich bei andauerndem Unterlaſſen der vorge⸗ 
ſchriebenen ordnungsmäßigen Buchfüh⸗ 
rung zutreffen. In beiden Fällen verjährt nicht jede 
einzelne ſtrafbare Unterlaſſung für ſich, vielmehr beginnt 
nach 8 67 Abſatz 4 des Strafgeſetzbuches die Verjährung 
erſt mit dem Tag, an welchem die rechtlich insgeſamt nur 
ein einziges einheitliches Vorgehen darſtellende Zu⸗ 
widerhandlung begangen und zum Abſchluß gelangt iſt. 

Es fragt ſich daher, welcher Zeitpunkt hier⸗ 
für maßgebend iſt. Da es ſich bei der Unterlaſſung der 
gebotenen Aufzeichnungen durch den Angeklagten um ein 
echtes Unterlaſſungsdelikt handelt, fo iſt für 
den Beginn der Verjährung nicht der Zeitpunkt maß⸗ 
gebend, an welchem oder bis zu welchem die unterbliebene 
Handlung bei rechtzeitiger Erfüllung der geſetzlichen Ver⸗ 
pflichtung hätte vorgenommen werden müſſen. Zwar wird 
auch hier die Strafbarkeit der Unterlaſſung ſchon durch 
das jeweilige Unterbleiben der rechtzeitigen Vornahme 
der gebotenen Handlung begründet; jedoch hört damit die 
Pflicht zu ihrer Nachholung nicht ohne weiteres auf, und 
ſolange dieſe Verpflichtung fortbeſteht, beginnt die Ver⸗ 
jährung nicht zu laufen; ihr Beginn iſt bei ſtrafbaren 
Unterlaſſungen vielmehr bedingt durch das Aufhören 
der Handlungspflicht. Es beruht das darauf, daß in ſol⸗ 
chen Fällen die ſtrafbare Unterlaſſung ſo lange fortdauert, 
bis entweder die Verpflichtung, wenn auch erſt nachträg⸗ 
lich, erfüllt wird oder nach Lage der Sache gegenſtandslos 
geworden iſt.“ 


10. Höhe der Geldſtrafe 


Die Geldſtrafe wegen einer Steuerordnungswidrigkeit 
kann bis zu zehntauſend Reichsmark betragen 
(Hinweis auf § 418 Abſatz 3 AO). Da die Steuerordnungs⸗ 
widrigkeit ein Vergehen iſt, beträgt die Mindeſtſtrafe 
drei Reichsmark (Hinweis auf § 27 des Strafgeſetz⸗ 
buchs). Innerhalb dieſes Rahmens hat das Finanzamt die 
Strafe nach freiem Ermeſſen zu beſtimmen. 

Die Strafe ſoll hinſichtlich des Strafmaßes der Schuld 
des Täters entſprechen. Bei der Strafbemeſſung iſt der 
verbrecheriſche Wille des Täters, bei Fahr- 
läfſigkeit die Größe des Leichtſinns und 
ſeiner Leichtfertigkeit zu berückſichtigen, u. U. auch 
der Bildungsgrad uſw. des Täters. Es iſt klar, daß eine 
Ordnungswidrigkeit bei einem großen Unterneh⸗ 
men ſchwerer wiegt als bei einem kleinen Hand⸗ 
werker. 

Für die Zahlung der Geldſtrafe kann dem Täter eine 
Zahlungsfriſt oder die Gewährung von Raten⸗ 
zahlungen bewilligt werden (Hinweis auf $ 28 StGB 
und 8 459 Abſatz 2 AO). 


11. Verfahren 

Das Verfahren hinſichtlich der Feſtſetzung der Geldſtrafe, 
der Rechtsmittel, Beitreibung und Umwandlung in Frei⸗ 
heitsſtrafe richtet ſich nach den allgemeinen Borichriften der 
Reichsabgabenordnung (Hinweis auf SS 420 u. f. AO und 
em Das Steuerſtrafverfahren, DStg3 1937 
Nr. 45). 


12. Verjährung der Strafvollitredung 


Die Verjährung der Strafvollitredung richtet ſich 
nach den Vorſchriften des Strafgeſetzbuchs (8 70). 


13. 8 413 AO und 8 202 AO 


Nach den bisherigen Beſtimmungen des § 413 wird eine 
Konkurrenz mit 8 202 AD ausgeſchloſſen. In dem neuen 
§ 413 fehlt ein derartiges Verbot. Es iſt nunmehr alſo mög- 
lich, daß ein Steuerpflichtiger wegen einer Steuerordnungs⸗ 
widrigkeit gemäß 8 413 AD beſtraft wird, und das Finanz⸗ 
amt dann die Abſtellung der Ordnungswidrigkeit nach 8 202 
AO erzwingt. 


Zum Steuergutſcheinverfahren 


1. Kriegszuſchlag zum Kleinhandelspreis von Bier, Tabakwaren 
und Schaumwein nicht ſteuergutſcheinfähig 


Die Herſteller, Einführer und Händler von Bier, Tabakwaren 
und Schaumwein haben den Kriegszuſchlag ihren Abnehmern ge⸗ 
ſondert zu berechnen. § 8 der 1. KK DB gemäß gilt die geſondert 
berechnete Steuer nicht als Entgelt im Sinn des Umſatzſteuer⸗ 
geſetzes. Die Steuer iſt infolgedeſſen auch im Bereich des Neuen 
Finanzplans nicht als Leiſtungsentgelt anzuſehen. Die Abnehmer 
von Waren, die dieſer Steuer unterliegen, können daher für den 
geſondert berechneten Kriegszuſchlag Steuergutſcheine an ihre 
Lieferer nicht in Zahlung geben. 


2. Zahlung auf „Kd§“⸗Wagen⸗Sparkarte nicht ſteuergutſcheinfähig 

Zahlungen, die auf eine „Kdß“⸗Wagen⸗Sparkarte geleiſtet 
werden, können nicht anteilig in Steuergutſcheinen bezahlt werden. 
Es handelt ſich dabei um Zahlungen auf Grund eines Sparver⸗ 
trags, alſo nicht um ein unmittelbares Entgelt für Lieferungen 
oder ſonſtige Leiſtungen eines gewerblichen Unternehmers. 


3. Berechnung des Steuergutſcheinanteils bei Umſatzrabatten, die 
nachträglich vergütet werden 


Wenn ein Umſatzrabatt von der einzelnen Rechnung gekürzt 
wird, ſo iſt der Berechnung des Steuergutſcheinanteils der Rech⸗ 
nungsbetrag nach Kürzung des Umſatzrabatts zugrunde zu legen 
(Hinweis auf Eildienſt⸗Nachrichten, DStZ 1939 Nummer 40). Ber 
Umſatzrabatten, die nachträglich auf Grund der Summe der Rech⸗ 
nungsbeträge während eines beſtimmten Zeitraums vergütet wer⸗ 
den, handelt es ſich um Kaufpreisrückvergütungen. Der Lieferer iſt 
berechtigt, den Umſatzrabatt ſeinem Abnehmer anteilig in Steuer⸗ 
gutſcheinen zu bezahlen, ſoweit der Rabatt für ſteuergutſchein⸗ 
fähige Rechnungsbeträge gewährt wird. Der Rabattbetrag, der auf 
ſteuergutſcheinfähige Lieferungen und ſonſtige Leiſtungen entfällt, 
iſt dabei als ein Rechnungsbetrag im Sinn des §2 NF anzuſehen. 
Es iſt daher für die Berechnung des Betrags, der anteilig in 
Steuergutſcheinen zu bezahlen iſt, belanglos, ob und wieviel 
Steuergutſcheine vom Abnehmer hätten in Zahlung gegeben wer⸗ 
den können, wenn der Umſatzrabatt vereinbarungsgemäß von den 
einzelnen Rechnungen zu kürzen geweſen wäre. 

Beiſpiel: 

Rabattfähig ſind zwei Einzelrechnungen, die nicht in dem⸗ 
ſelben Zeitraum fällig find, über 15 000 RM und 10000 RM. 
Der Rabattſatz beträgt 2 v. H. 

Iſt der Rabatt von der einzelnen Rechnung zu kürzen, 
dann ſtellen ſich die Rechnungsbeträge auf 14 700 RM und 
9800 RM nach Abzug des Rabatts. Es können in Steuergut⸗ 
ſcheinen bezahlt werden 40 v. H. von (14 500 RM + 9 500 RM 
— 24000 RM) — 9 600 NM. 

Wenn der Umſatzrabatt nachträglich für beide Rechnungen 
zuſammen vom Lieferer zurückzuvergüten iſt, ſo kann der Ab⸗ 
nehmer an den Lieferer zunächſt 40 b. H. von (15000 RM 
+ 10 000 RM = 25000 RM) — 10 000 RM in Steuergut⸗ 
ſcheinen bezahlen. 

Der nachträglich vom Lieferer zurückzuvergütende Betrag 
ſtellt ſich alsdann auf 2 v. H. von 25 000 RM — 500 RM. 
Davon können 200 RM in Steuergutſcheinen bezahlt werden. 
Der Lieferer hat alſo im Endergebnis 10 000 RM — 200 RM 
— 9800 RM in Steuergutſcheinen in Zahlung zu nehmen. 


4. Nicht ſteuergutſcheinfähig ſind die folgenden Erzeugniſſe: 


a) Maispuder iſt ein Getreideerzeugnis (87 Zif⸗ 
fer 1a der Zweiten NF DVO); 


b) Bei Kekſen und Paniermehl handelt es ſich um Back⸗ 
waren ($7 Ziffer 1b der Zweiten NF DO); 


o) Kanarienſaat iſt ein Futtermittel 8 7 Ziffer 10 
der Zweiten NF DVO). 


5. Die folgenden Erzeugniſſe ſind ſteuergutſcheinfühig: 


a) Reis fällt nicht unter den Begriff „Getreide“ (87 Ziffer 1a 
der Zweiten NF DO); 


b) Puddingpulver, Saucenpulver und Backpul⸗ 
ver, die erſt durch die Weiterverarbeitung von Getreideerzeug⸗ 
niffen gewonnen werden, find keine „Getreideerzeugniſſe“ 
($ 7 Ziffer 1a der Zweiten NF DO). Das gleiche gilt für 
Weizenkleiſterſtärke, Maisdextrin und Bri⸗ 
tiſch⸗Gum; 

c) Vanilinzucker wird durch die Weiterverarbeitung von 


Zucker gewonnen und fällt nicht unter den Begriff „Ver⸗ 
braucherzucker“ (8 7 Ziffer 6 der Zweiten NF DVO). Bus. 


Eilld ien ſt⸗ Nachrichten 


Zur Anwendung der Einkommenſteuertabelle 


Verheiratete Perſonen, aus deren Ehe bis zum Ende des Ver⸗ 
anlagungszeitraums ein Kind nicht hervorgegangen iſt, obwohl die 
Ehe länger als fünf volle Kalenderjahre beſtanden hat, fallen in 
die Steuergruppe II ($ 32 Abſatz 3 Ziffer 1 Buchſtabe a EStG 
1939). Es ſind Zweifel darüber entſtanden, wie der Zeitraum von 
fünf vollen Kalenderjahren zu ermitteln iſt. 


Beiſpiel: 

Ein Steuerpflichtiger hat im Laufe des Jahres 1934 ge⸗ 
heiratet. Kinder ſind aus ſeiner Ehe bis Ende 1939 nicht her⸗ 
vorgegangen. Fällt der Steuerpflichtige bei der Veranlagung 
für 1939 in die Steuergruppe II oder in die Steuergruppe III? 


Das Jahr 1934 ſcheidet bei der Ermittlung des Zeitraums 
von fünf Jahren aus. Es zählen nur die vollen Kalender⸗ 
jahre. Die Jahre 1935, 1936, 1937 und 1938 ergeben vier volle 
Kalenderjahre. Das Jahr 1939 iſt der Veranlagungszeit⸗ 
raum. Es darf bei der Berechnung nicht mitgezählt werden, denn 
die Ehe muß vor Beginn des Veranlagungszeitraums länger als 
fünf volle Kalenderjahre beſtanden haben. Das trifft in dem oben 
bezeichneten Beiſpiel erſt für 19 40 zu. Es kommt für 1940 darauf 
an, ob bis Ende dieſes Jahres ein Kind aus der Ehe hervor- 
gegangen iſt. Iſt das nicht der Fall, ſo fällt der Steuerpflichtige 
erſtmalig in die Steuergruppe II, es ſei denn, daß eine der Aus⸗ 
nahmen gegeben ift, die im § 32 Abſatz 3 Ziffer 2 oder im §51 Ab⸗ 
ſatz 3 EStG aufgeführt find. 

Kinderlos Verheiratete können bei der Veranlagung für 1939 
nur dann in die Steuergruppe II eingereiht werden, wenn die Ehe 
1933 oder vorher geſchloſſen worden iſt. Stg. 


Cohnſteuer und Bürgerſteuer bei zeitweiſer Räumung ein- 
zelner Gemeinden 


Ein Erlaß des Reichsminiſters der Finanzen vom 9. Oktober 
1939 S 2230 — 10 III klärt folgendes: 


1. Die natürlichen Perſonen, die wegen der zeitweiſen Räumung 
einzelner Gemeinden (Räumungs gemeinden) bis auf 
weiteres in anderen Gemeinden des Reichs untergebracht wor⸗ 
den ſind, ſind anläßlich der Perſonenſtandsaufnahme 1939 in 
der Regel in die Urliſte der Gemeinde aufzunehmen, in der ſie 
am 10. Oktober 1939 untergebracht find (Unterbrin= 
gungsgemeinde). Die Unterbringungsgemeinde iſt § 7 
Abſätze 1 und 2 2EDB gemäß auch zuſtändig für die Aus» 
ſchreibung der Lohnſteuerkarten 1940, ſoweit es ſich um Arbeit⸗ 
nehmer handelt. Die Vorſchrift des §4 Abſatz 2 der Verordnung 
über die Auswertung der Perſonenſtands⸗ und Betriebsauf⸗ 
nahme vom 16. Mai 1935 (RStBl. S. 769) findet inſoweit keine 
Anwendung. Werden auf der Lohnſteuerkarte 1940 ſolcher 
Arbeitnehmer Eintragungen des Finanzamts erforderlich, z. B. 
die Eintragung eines ſteuerfreien Betrags wegen außergewöhn⸗ 
licher Belaſtungen, ſo iſt das für die Unterbringungsgemeinde 
in Betracht kommende Finanzamt dafür zuſtändig. 

Für die Bürgerſteuer des Kalenderjahrs 1940 iſt nicht 
die Räumungsgemeinde, ſondern die Unterbringungsgemeinde 
ſteuerberechtigt. Deshalb hat die Unterbringungsgemeinde die 
Bürgerſteuer auf den Lohnſteuerkarten anzufordern, wenn dieſe 
Gemeinde hebeberechtigt iſt und wenn die Bürgerſteuer durch 
Steuerabzug zu erheben iſt. 

2. Wenn Arbeitnehmer aus geräumten Gemeinden ihre Steuer⸗ 
karte 1939 in der Räumungsgemeinde zurückgelaſſen 
haben, fo iſt $37 LSLDB (Hinzurechnung eines Betrags von 
52 RM e monatlich zum tatſächlichen Arbeitslohn und Anwendung 
der Steuergruppe I) nicht anzuwenden. Dieſe Arbeitnehmer 
erhalten auf Antrag von der Unterbringungsgemeinde Erſatz⸗ 
ſteuerkarten 1939 ausgeſtellt. Eintragungen auf dieſen 
Erſatzſteuerkarten 1939, die durch das Finanzamt vorzunehmen 
find (z. B. Eintragung eines ſteuerfreien Betrags wegen beſon⸗ 
derer Werbungskoſten und Sonderausgaben), werden durch das 
Finanzamt vorgenommen, das für die Unterbringungsgemeinde 
zuſtändig iſt. 

Bürgerſteuer iſt auf den Erſatzſteuerkarten 1939 nicht an⸗ 
zufordern. 

3. Der Arbeitgeber hat die einbehaltene Lohnſteuer, Wehrſteuer 
und den einbehaltenen Kriegszuſchlag zur Lohnſteuer an das 
Finanzamt der Betriebſtätte abzuführen (88 41 und 42 LSt DB). 
Betriebſtätte iſt der Betrieb oder Teil des Betriebs des Arbeit⸗ 
gebers, in dem die Berechnung des Arbeitslohns und der Lohn⸗ 
ſteuer jeweils vorgenommen wird und die Lohnſteuerkarten der 
Arbeitnehmer aufbewahrt werden (843 LSt /). Das iſt bei 
Arbeitgebern aus einer Räumungsgemeinde die Stelle, die 
nach der Räumung als Betriebſtätte im Sinn des $ 43 LSt D 
zu betrachten iſt. Oe 


